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AUF EINEN BLICK

Der vorliegende Report analysiert anhand von 
zehn Erhebungswellen des WSI-Erwerbspersonen-
panels die AfD-Wahlbereitschaft vor dem Hinter-
grund des aktuellen Umfragehochs der AfD. 

Neben den Wähler*innen-Wanderungen wer-
den die AfD-Wählenden im Profil sowohl hinsicht-
lich ihrer demografischen und arbeitsbezogenen 
Merkmale als auch ihrer Sorgen, ihres Vertrauens 
und ihrer Perspektive auf die Pandemie und auf 
den Krieg in der Ukraine vorgestellt. 

Zudem wird analysiert, wie sich neu hinzuge-
kommene Wählendengruppen der AfD von etab-
lierten Stammwählenden in diesen Punkten unter-
scheiden. 

Es zeigt sich, dass die AfD zuletzt auch Wäh-
lendengruppen ansprach, die sie bisher kaum er-
reichen konnte und die sich von etablierteren AfD-
Wählenden unterscheiden. AfD-Wählende zeigen 
sich jedoch einheitlich als hochbelastet, misstrau-
isch und hochbesorgt. Die Zuwanderungsbegren-
zung scheint das einende Thema zu sein, mit dem 
auch neu hinzugekommene Wählendengruppen 
angesprochen werden, die sonstige AfD-Positio-
nen weniger stark teilen und auch bisher noch kein 
allzu großes Vertrauen in die AfD aufgebaut haben.
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1	 EINLEITUNG

Ausgangspunkt des vorliegenden Reports ist das 
aktuelle Umfragehoch der AfD in der zweiten Jah-
reshälfte des Jahres 2023. Im Laufe des Jahres 
2023 stieg der Zuspruch zur AfD in der Sonntags-
frage stark und stetig an. Lagen ihre Werte zum 
Jahreswechsel noch knapp unter 15 Prozent, so 
stiegen sie bis zum Sommer auf Höchstwerte von 
über 20 Prozent (z. B. Tagesschau vom 31.08.2023; 
ZDF heute vom 14.07.2023). Werden nur die ost-
deutschen Bundesländer betrachtet, ist die AfD 
dort klar stärkste Kraft (siehe z. B. Forsa Umfrage 
in Handelsblatt vom 07.06.2023). In Umfragen zu 
Landtagswahlen erreicht die AfD in den ostdeut-
schen Bundesländern gar Werte von 30 Prozent 
und mehr (siehe z. B. infratest dimap 2023).

Die Ursachen sind medial schnell ausgemacht 
und werden zumeist im Unmut mit der Regie-
rungsarbeit und -kommunikation der Ampel-Par-
teien gesucht. Erste Analysen von Umfrageinsti-
tuten zum Umfragehoch der AfD zeigten, dass 35 
Prozent der in diesem Jahr zur AfD gewanderten 
neuen Anhänger*innen bei der Bundestagswahl 
noch eine der Ampel-Parteien gewählt haben (For-
sa Umfrage im Auftrag des RTL / ntv-Trendbarome-
ters, siehe Rheinische Post vom 16.09.2023). Ge-
messen an ihrem geringeren Stimmenanteil, fällt 
die Abwanderung bei der FDP in dieser Umfrage 
relativ gesehen am größten aus. Die FDP hat also 
verglichen mit anderen Parteien den größten Anteil 
ihrer Wählenden an die AfD verloren. Gleichzeitig 
zeigte die Analyse, dass die CDU / CSU die Partei 
ist, von der am meisten Wählende zuletzt zur AfD 
gewechselt sind – 28 Prozent der AfD-Neuwählen-
den gaben an, dass sie bei der Bundestagswahl 
noch CDU / CSU gewählt haben.

Die Abwanderung zur AfD von Wählenden aus 
dem Parteienspektrum, das häufig als „bürger-
liches Lager“ bezeichnet wird, wird häufig durch 
die größere politische Nähe erklärt, da sich im 
bürgerlichen Lager deutlich mehr Befragte poli-
tisch rechts positionieren als beispielsweise im 
eher „links-grünen Lager“. Als besonders rele-
vant erscheint zudem, dass Spitzenpolitiker*innen 
aus dem bürgerlichen Lager zwar wiederholt eine 
politische Brandmauer gegen die AfD zusichern, 
gleichzeitig jedoch mehrfach klar rechtspopulis-
tische Positionen, Stilmittel und Vokabular tei-
len, etwa wenn Friedrich Merz arabischstämmige 
Schüler „kleine Paschas“ nennt, ukrainischen Ge-
flüchteten „Sozialtourismus“ vorwirft oder empört 
bemängelt, dass „die deutschen Bürger“ keine 
Termine beim Zahnarzt bekommen, weil abge-
lehnte Asylbewerber*innen in Deutschland „beim 
Arzt sitzen und sich die Zähne neu machen lassen“ 
(ZDF heute vom 28.09.2023). Studien zeigen je-
doch, dass das Aufgreifen und Übernehmen rech-
ter Positionen durch etablierte demokratische Par-
teien nicht etwa den Zuspruch zu rechten Parteien 
schwächt, sondern – ganz im Gegenteil – ihnen 

eher nützt (Krause et al. 2022; Dahlström / Sundell 
2012; Mudde 2019). Radikal rechte und rechtspo-
pulistische Positionen werden dadurch aufgewer-
tet und normalisiert. Dies wird auch als „Mainstre-
aming“ bezeichnet (z. B. Hainsworth 2000; Moffitt 
2021; Brown et al. 2023), da rechte Positionen zu-
nehmend von anderen politischen Parteien über-
nommen oder in den politischen Mainstream in-
tegriert werden, wodurch sich der Diskurs weiter 
nach rechts verschiebt. Da Wählende es dann häu-
fig präferieren, das Original zu wählen, profitieren 
rechte Parteien davon – in diesem Fall die AfD.

Der vorliegende Report präsentiert nun anhand 
der Daten des WSI-Erwerbspersonenpanels weit-
gehend explorativ weitere Erkenntnisse zum Um-
fragehoch der AfD. Das WSI-Erwerbspersonenpa-
nel eignet sich hierfür besonders, da es zum einen 
Erwerbspersonen in Deutschland seit nunmehr 
über drei Jahren zu zehn Zeitpunkten wiederholt 
befragt hat und somit Veränderungen in den Ein-
stellungen der Befragten nachgezeichnet werden 
können. Zum anderen liegen hier sehr aktuelle Da-
ten vor, die zuletzt im Juli 2023 erhoben wurden, 
sodass auch die jüngsten Zugewinne der AfD in 
der Gunst der Wähler*innen mit einbezogen wer-
den können.

Auch in den zugrundeliegenden Daten des WSI-
Erwerbspersonenpanels lässt sich ein erheblicher 
Anstieg der Wahlbereitschaft für die AfD erken-
nen.  1 Während vor rund zwei Jahren noch lediglich 
elf Prozent der Befragten die AfD als Partei anga-
ben, die sie wählen würden, wenn am nächsten 
Sonntag Bundestagswahl wäre, stieg dieser Anteil 
auf mittlerweile knapp 23 Prozent an. Dabei ist zu 
beobachten, dass die AfD zu keinem anderen Zeit-
punkt eine so geringe Zustimmung erhalten hat, 
wie zum Zeitpunkt der Bundestagswahl im Okto-
ber 2021 – rund neun Prozent der Befragten gaben 
an, bei der Zweitstimme die AfD gewählt zu haben. 
Der vorliegende Report hat nun das Ziel, basierend 
auf den Daten des WSI-Erwerbspersonenpanels, 
Hinweise auf das Erstarken der AfD in Umfragen 
hervorzubringen, indem die Wählenden der AfD 
mit Wählenden anderer Parteien kontrastiert und 
Besonderheiten herausgestellt werden. Kernfrage 
ist hierbei: Wer ist überproportional unter den AfD-
Wählenden zu finden? Betrachtet werden hierzu 
soziodemografische und arbeitsbezogene Fakto-
ren, das Institutionenvertrauen sowie Sorgen und 
Belastungen und schließlich, wie auf die Pande-

1	 Zu berücksichtigen ist hier, dass die Vergleichbarkeit 
zwischen der tatsächlichen Wahlbevölkerung und der 
Stichprobe des WSI-Erwerbspersonenpanels insofern 
eingeschränkt ist, als das WSI-Erwerbspersonenpanel 
lediglich Erwerbspersonen (also erwerbstätige und arbeit-
suchende Personen) beinhaltet und somit beispielsweise 
Rentner*innen oder Studierende nicht abdeckt. Dennoch 
liegen die Werte sehr nah an denen von Umfrageinstitu-
ten – basierend auf der Wahlbevölkerung (vgl. gemittelter 
Umfrageverlauf verschiedener Erhebungsinstitute, da-
wum.de 2023). 
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2	 DATEN: DAS WSI- 
ERWERBSPERSONENPANEL

Grundlage der vorliegenden Analysen ist eine im 
Auftrag des Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 
von KANTAR durchgeführte Panelbefragung von 
Erwerbspersonen in Deutschland mit mittlerwei-
le zehn Erhebungswellen, bei denen (weitestge-
hend  2) dieselben Befragten wiederholt befragt 
wurden (vgl. Emmler 2023; KANTAR 2022). Die 
Interviews wurden als computergestützte Online-
Interviews (CAWI) mit Erwerbspersonen (also er-
werbstätigen und erwerbssuchenden Personen) 
ab 16 Jahren durchgeführt. 

Die Studie startete zu Beginn der Corona-Pan-
demie mit einer ersten Erhebung im April 2020 
mit 7.677 befragten Erwerbspersonen. Im Jahr 
2020 folgten zwei weitere Erhebungszeitpunkte 
– im Juni und im November 2020. Im Januar / Fe-
bruar 2021 sowie im Juli 2021 wurden die vierte 

2	 Da selbstständige Beschäftigte in der Ausgangsstich-
probe unterrepräsentiert waren, wurde in der fünften 
Erhebungswelle zusätzlich eine „Aufstockungsstichprobe“ 
von 1.142 selbstständig tätigen Beschäftigten gezogen, 
um dies auszugleichen. Diese Befragten wurden in den 
Wellen 7 bis 10 erneut kontaktiert (vgl. Emmler 2023). 

mie und den Krieg in der Ukraine geschaut wurde. 
Insbesondere für letztere Themen eignet sich der 
vorliegende Paneldatensatz hervorragend, da die 
Entwicklung der Einstellungen jetziger AfD-Wäh-
lender im Zeitverlauf nachvollzogen werden kann.

Gleichzeitig geht der Report noch einen Schritt 
weiter und versucht Antworten auf die Frage zu 
finden, worauf der Zuwachs in der Gunst der AfD-
Wähler*innen zuletzt zurückzuführen ist. Dazu 
wird anhand der Angaben zur Wahlpräferenz der 
Befragten in vorherigen Erhebungswellen zwi-
schen AfD-Neuwählenden und etablierteren AfD-
Wählergruppen (darunter auch AfD-Stammwäh-
lende) unterschieden. Einerseits stellt sich hier die 
Frage, was jetzige AfD-Neuwählende zuvor ge-
wählt und von welchen Parteien sie sich nun ab-
gewendet haben. Andererseits versucht der Re-
port Antworten auf die generelle Kernfrage her-
vorzubringen, ob und worin sich Personen, die erst 
kürzlich zur AfD gewechselt sind, von etablierteren 
AfD-Wählergruppen unterscheiden. 

Anmerkungen:  
Nicht berücksichtigt wurden Befragte, die „Nichtwahl“, „k. A.“, „bin nicht wahlberechtigt“ oder „weiß nicht“ angaben; 
Fallzahlen: Juli 2021: 4.531, Oktober 2021: 4.464, Januar 2022: 4.696, November 2022: 3.748, Juli 2023: 3.727. 
Im Oktober 2021 wurde die tatsächliche Wahlentscheidung (Zweitstimme bei der Bundestagswahl) abgefragt;  
zu den anderen Zeitpunkten die Wahlabsicht, „wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre“.

Abbildung 1

Stimmverteilung zur Sonntagsfrage im Zeitverlauf im WSI-Erwerbspersonenpanel
Angaben in Prozent

Quelle: eigene Berechnung
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und fünfte Welle erhoben. Eine sechste Welle fand 
im Oktober 2021 statt und beinhaltete ein speziel-
les Set an Fragen zur kurz zuvor stattgefundenen 
Bundestagswahl – u. a. die Frage nach der gewähl-
ten Partei bei der Zweitstimme. Eine siebte Befra-
gungswelle wurde im Januar 2022 erhoben – bis 
hierhin dominierten das Thema Corona-Pandemie, 
deren Auswirkungen und der Umgang damit die 
Befragungen.

In der achten (April / Mai 2022) und neunten (No-
vember 2022) Welle des Panels, gerieten zuneh-
mend der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
und die vielfältigen, damit verbundenen Folgen wie 
die Inflation, Energiekrise oder auch die Integration 
von Geflüchteten in den Fokus der Befragung. 

Die für die vorliegenden Analysen relevanteste 
und aktuellste zehnte Erhebungswelle fand zwi-
schen dem 29.6. und dem 20.7.2023 statt. Von den 
ursprünglichen 7.677 Teilnehmenden und den zu-
sätzlichen 1.142 Selbstständigen, die im Rahmen 
einer Aufstockungsstichprobe für die fünfte Welle 
gezogen wurden (siehe Fußnote 2), konnten 5.029 
Befragte (57 Prozent) für eine erneute Teilnahme 
rekrutiert werden. Die Rücklaufquoten des WSI-
Erwerbspersonenpanels sind insgesamt als eher 
hoch einzustufen, was auch an der Teilnahme fast 
jeder und jedes Dritten (32 Prozent) der Ausgangs-
stichprobe deutlich wird. Zudem wurde zuletzt für 
Welle 9 eine eher geringe Selektivität festgestellt 
– also geringe Abweichungen zwischen Soll- und 
Ist-Vorgaben bezüglich zahlreicher Merkmale der 
Befragten (Emmler 2023). 

Um Aussagen über die Auswahl der Befragten 
und letztlich über die Abdeckung und Repräsenta-
tivität der Stichprobe zu machen, ist es bei Panel-
befragungen wichtig, die Ausgangsstichprobe der 
ersten Befragungswelle zu betrachten. Diese ba-
sierte auf einer Quotenstichprobe im Rahmen ei-
nes sogenannten Online-Access-Panels (vgl. auch 
KANTAR 2022). In allen Erhebungswellen wurde 
die strukturelle Zusammensetzung der Befragten 
anhand festgelegter Quoten nach den Merkmalen 
Alter, Geschlecht, Bundesland und Bildung darge-
stellt und zusätzlich mit Gewichten nachträglich 
korrigiert. Die Quotenvorgaben basieren auf Soll-
zahlen der amtlichen Statistik, sodass die Stich-
proben der Erhebungswellen die Erwerbspersonen 
entsprechend dieser Merkmale adäquat abbilden. 

Gleichwohl ist zu erwähnen, dass es sich bei 
dem Access-Panel nicht im strengen Wortsinn um 
eine Zufallsstichprobe handelt, welche weiterhin 
als Goldstandard für die Erhebung repräsentativer 
Stichproben gilt. Zur Auswahlgesamtheit gehören 
nur diejenigen Befragten, die Mitglieder des im 
Einzelhandel verbreiteten Payback-Kund*innen-
Programms sind. Da die Zahl in diesem Fall mit 
ca. 31 Mio. aktiven Payback-Kund*innen jedoch 
sehr groß ist und in mehr als jedem zweiten deut-
schen Haushalt eine Payback-Karte vorhanden 
ist, gestaltet sich die Auswahlgesamtheit ebenso 
groß wie divers. Das Payback Online-Access-Pa-

nel umfasst rund 130.000 aktive „Panelisten“, die 
schriftlich-postalisch rekrutiert wurden. Aufgrund 
der Offline-Rekrutierung und der daraus resultie-
renden sehr guten Abdeckung zentraler Bevölke-
rungsstrukturen auf Haushaltsebene lassen sich 
auch detaillierte Quotierungen realisieren. Nur die 
eingeladenen Zielpersonen können an der Studie 
teilnehmen – d.h. es besteht keine Möglichkeit der 
Selbstrekrutierung. Auch eine Mehrfachteilnahme 
wird ausgeschlossen (vgl. Emmler 2023).

Das hier gewählte Rekrutierungsverfahren hat 
den Vorteil, dass bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen aufgrund der Quotierung anteilsmäßig besser 
abgebildet und erreicht werden können als dies 
über Telefonumfragen möglich ist. Zudem sind 
Online-Befragungen deutlich besser als langwie-
rige und komplexe Telefon-Stichproben geeignet, 
dynamische Situationen wie die derzeitigen Kri-
sensituationen kurzfristig zu erheben. Der Großteil 
der jeweiligen Erhebungswellen konnte innerhalb 
weniger Tage durchgeführt werden, sodass die 
einzelnen Daten einer jeden Erhebungswelle eine 
hohe Vergleichbarkeit aufweisen und unabhängi-
ger von tagespolitischen Schwankungen sind. Des 
Weiteren erzielen Online-Stichproben eine hohe 
Teilnehmer*innenzahl, die detaillierte Analysen 
bestimmter Teilgruppen – wie hier der AfD-Wäh-
lenden – ermöglichen. Zudem werden die Antwor-
ten zur Qualitätssicherung auf Plausibilität geprüft, 
d. h. nur Personen mit plausiblen Angaben werden 
ausgewertet.

3	 AFD-WAHLPRÄFERENZ

An nunmehr fünf Befragungszeitpunkten wurde 
im WSI-Erwerbspersonenpanel die Wahlpräfe-
renz erfragt. An vier Zeitpunkten (Juli 2021, Janu-
ar und November 2022 und Juli 2023) wurde die 
sogenannte Sonntagsfrage gestellt: Welcher Par-
tei würden die Befragten ihre (Zweit-)Stimme ge-
ben, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl 
wäre? Kurz nach der Bundestagswahl im Oktober 
2021 wurde zudem das tatsächliche Wahlverhalten 
erfragt, indem die Befragten angeben sollten, wel-
cher Partei sie ihre Zweitstimme gegeben haben. 

Betrachtet man zunächst in einem einleitenden 
Schritt, wie die Befragten in der aktuellsten Erhe-
bungswelle des Erwerbspersonenpanels auf die 
Sonntagsfrage geantwortet haben, ergibt sich das 
in Abbildung 2 dargestellte Diagramm:  3 Die meisten 

3	 Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die dargestellten An-
teile entsprechend des Vorgehens einer Bundestagswahl 
auf denjenigen Befragten basieren, die auch angegeben 
haben, für eine Partei zu stimmen. Entsprechend wur-
den Befragte mit den Antwortoptionen „keine Angabe“, 

„weiß nicht“, „würde nicht wählen“ oder „würde ungültig 
wählen“ in diesen Analysen nicht berücksichtigt.  
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Stimmen erhielte die Union (23,7 Prozent), dicht 
gefolgt von der AfD (22,7 Prozent). SPD und Grü-
nen würden jeweils rund 14 bis 15 Prozent der Be-
fragten ihre Stimme geben; die FDP käme auf 8,1 
und die Linke auf 4,6 Prozent. 

3.1	 Entwicklung im Zeitverlauf in Ost und 
West

Wie bereits in Abbildung 1 ersichtlich wurde, stieg 
auch im WSI-Erwerbspersonenpanel in den letzten 
zwei Jahren der Anteil der Befragten, der angab, 
AfD zu wählen erheblich an. Nach dem Tiefstwert 
von 8,6 Prozent zur Bundestagswahl 2021 gaben 
zuletzt knapp 23 Prozent der Befragten an, AfD zu 
wählen, wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre. 

Schlüsselt man dies, wie in Abbildung 3, nach 
Ost und West auf, wird ersichtlich, dass dieser 
Anstieg sowohl für Befragte in ost- als auch west-
deutschen Bundesländern in ähnlichem Ausmaß 
erfolgte – nur eben mit unterschiedlichem Aus-
gangsniveau. Stieg der Anteil derjenigen, die AfD 
wählen, im Osten der Republik von 17 Prozent vor 
zwei Jahren auf nunmehr 36 Prozent an, erfolgte 
der Anstieg in Westdeutschland von neun Prozent 
auf aktuell 21 Prozent. 

3.2	 Neue und etabliertere 
AfD-Wähler*innenschaft

Es sind 811 Befragte im WSI-Erwerbspersonen-
panel, die in der aktuellsten Erhebungswelle (Juli 
2023) angegeben haben, AfD wählen zu wollen. 
Diese 811 Befragten lassen sich anhand ihrer vier 
früheren Antworten auf die Sonntagsfrage und 
das tatsächliche Wahlverhalten zur Bundestags-
wahl 2021 unterscheiden in AfD-Neuwählende, 
AfD-Wiederholungswählende und AfD-Stamm-
wählende (Abbildung 4). Der Fokus des Reports liegt 
auf den AfD-Neuwählenden, die dann vor allem 
im Vergleich zu AfD-Stammwählenden betrachtet 
werden. AfD-Neuwählende sind diejenigen, die bei 
keiner der vier vorherigen Wellen angegeben ha-
ben, AfD gewählt zu haben oder wählen zu wollen, 
somit also erst seit kurzem die AfD als ihre prä-
ferierte Partei angeben.  4 Dies trifft immerhin auf 
rund jede und jeden Vierten aktuellen AfD-Wäh-
lenden in den Daten zu. Der im Folgenden vor al-
lem aus Vergleichsgründen mitaufgeführten Grup-
pe der AfD-Wiederholungswählenden werden die-
jenigen aktuellen AfD-Wählenden zugeordnet, die 
bereits in einer der vorherigen Erhebungswellen 

4	 Gleichzeitig muss zumindest ein gültiger Wert zur Wahl-
präferenz aus vorherigen Wellen vorliegen, um als AfD-
Neuwählende*r zu gelten. Befragte, die aktuell erstmalig 
Angaben zur Wahlpräferenz machen und AfD angeben, 
gelten somit nicht als Neuwählende, da ihre vorherige 
Wahlpräferenz gänzlich unbekannt ist. 

Anmerkungen:  
Nicht berücksichtigt wurden Befragte, die „würde nicht wählen“, „würde ungültig wählen“, „k. A.“, 

„bin nicht wahlberechtigt“ oder „weiß nicht“ angaben; Fallzahlen: Juli 2023: 3.727.

Anmerkungen:  
Nicht berücksichtigt wurden Befragte, die „würde nicht wählen“, „würde ungültig wählen“, „k. A.“, 

„nicht wahlberechtigt“ oder „weiß nicht“ angaben, sowie Befragte aus Berlin aufgrund der unklaren 
Zuordnung; Fallzahlen: Juli 2021: 4.531, Oktober 2021: 4.464, Januar 2022: 4.696, November 2022: 
3.748, Juli 2023: 3.727.

Quelle: eigene Berechnung

Quelle: eigene Berechnung
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sichtlich – insbesondere bezogen auf die hier be-
sonders interessierenden Anteile der Neu- und 
Stammwählenden. Angesichts der im Osten be-
reits seit längerem deutlich verbreiteteren AfD-
Wahlpräferenz ist es naheliegend, dass der Anteil 
der AfD-Stammwählenden dort größer ist als im 
Westen. Im Osten gaben 37 Prozent der aktuell 
AfD-Wählenden zu keinem der vier vorherigen Er-
hebungszeitpunkten an, etwas anderes als AfD zu 
wählen. Im Westen beträgt dieser Anteil der AfD-
Stammwählenden 25 Prozent. Auffällig ist, dass 
unter den aktuell AfD-Wählenden gerade im Wes-
ten besonders viele AfD-Neuwählende zu finden 
sind (28 vs. 20 Prozent Ost). Im Westen ist somit 
unter den aktuell AfD-Wählenden der Anteil derer, 
die vorher nie angaben, AfD zu wählen, größer als 
im Osten.  8

8	 Es gilt, zu berücksichtigen, dass bei insgesamt geringe-
ren AfD-Stimmanteilen (wie im Westen im Vergleich zum 
Osten der Fall) die Chance größer ist, dass die Befragten 
vorher noch nicht die AfD gewählt haben. Mit anderen 
Worten ist das Potenzial für AfD-Neuwählende im Wes-
ten ebenfalls größer als im Osten.  

für die AfD gestimmt, jedoch in anderen Wellen 
auch etwas anderes als AfD-Wahl angegeben ha-
ben.  5 Dies ist mit 38 Prozent der AfD-Wählenden 
die größte Gruppe unter den aktuellen AfD-Wäh-
lenden. Zudem wird die Gruppe der AfD-Stamm-
wählenden  6 betrachtet, der 28 Prozent der aktu-
ellen AfD-Wählenden zugeordnet werden und die 
diejenigen Befragten umfasst, die in keiner der vier 
vorherigen Erhebungswellen etwas anderes als 
AfD als Wahlpräferenz angegeben haben.  7

Betrachtet man, wie sich dies in Ost und West 
zusammensetzt, werden größere Differenzen er-

5	 Dies umfasst sowohl die Nichtwahl, die ungültige Wahl, 
als auch die Wahl einer anderen Partei als die der AfD.

6	 Als AfD-Stammwählende werden diejenigen zugeordnet, 
die zu keinem Erhebungszeitpunkt eine andere gültige 
Angabe zur Wahlpräferenz gegeben haben als AfD. Inklu-
sive des jüngsten Erhebungszeitpunkts muss mindestens 
zu drei Zeitpunkten AfD angegeben worden sein.  

7	 Die vierte in Abbildung 4 abgetragene Gruppe (acht Prozent 
der aktuellen AfD-Wählenden) umfasst diejenigen Er-
werbspersonen, die aktuell angegeben haben, AfD wäh-
len zu wollen, jedoch zuvor keine gültige Angabe über 
ihre Wahlpräferenz gegeben haben. Entsprechend ist für 
sie eine genauere Zuordnung hier nicht möglich, sodass 
diese Gruppe im Folgenden nicht weiter betrachtet wird. 

Anmerkungen:  
Berlin ist bei West-Ost-Differenzierung nicht berücksichtigt. Fallzahlen (Juli 2023) Deutschland: 811, West: 583, Ost: 202.

Quelle: eigene Berechnung
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(zwölf Prozent), der Union (zehn Prozent) und der 
SPD (neun Prozent), seltener von der Linken oder 
den Grünen (drei bzw. zwei Prozent). Diese Ergeb-
nisse ähneln den einleitend vorgestellten Daten ei-
ner Umfrage zur Wähler*innen-Wanderung, bei der 
ebenfalls die Union und die FDP mit der größten 
Abwanderung zur AfD auffielen (Forsa Umfrage im 
Auftrag des RTL / ntv-Trendbarometers, siehe Rhei-
nische Post vom 16.09.2023).

Wirft man nun einen Blick auf die im November 
2022 geäußerte Wahlpräferenz der jetzigen AfD-
Wählenden, zeigt sich, dass 61 Prozent auch dann 
schon angaben, AfD wählen zu wollen (Abbildung 5, 
rechtes Ringdiagramm). Gleichzeitig wird deut-
lich, dass immerhin fast jede und jeder Vierte jetzi-
ge AfD-Wählende noch im November 2022 angab, 
eine andere Partei als die AfD wählen zu wollen. 
Der größte Teil davon entfällt auf die Union (zehn 
Prozent); deutlich dahinter die FDP (vier Prozent) – 
also erneut die beiden Parteien, die auch im Ver-
gleich zur Bundestagswahl 2021 den größten An-
teil ihrer Wählenden an die AfD verlor.  9 

9	 Einschränkend ist hier darauf hinzuweisen, dass sich für 
einen nicht unerheblichen Teil der jetzigen AfD-Wählen-
den bezogen auf das tatsächliche vorherige Wahlverhal-
ten im Oktober 2021 (N=226) und die Wahlpräferenz im 
November 2022 (N=145) keine Aussage tätigen lässt, da 
sie bei den jeweiligen vorherigen Erhebungswellen nicht 
teilgenommen haben. Diese Befragten wurden nicht in 
Abbildung 5 mitberücksichtigt. 

3.3	 Wähler*innen-Wanderung – was wählten 
AfD-Wählende zuvor?

Um zu betrachten, wie sich die Wahlpräferenz der 
jetzigen AfD-Wählenden entwickelt hat, bieten sich 
zwei Vergleichszeitpunkte an. Zum einen ist die 
Erhebungswelle im Oktober 2021 relevant, da hier 
das tatsächliche Wahlverhalten zur Bundestags-
wahl 2021 erfragt wurde. Zum anderen erscheint 
die vorletzte Erhebungswelle (erhoben im Novem-
ber 2022) als besonders relevant, da damit die 
jüngsten Wanderungswellen zur AfD nachgezeich-
net und betrachtet werden können.

Beginnt man zunächst mit den Angaben zum 
tatsächlichen Wahlverhalten zur Bundestagswahl 
2021 der jetzigen AfD-Wählenden, ergeben sich die 
im linken Ringdiagramm in Abbildung 5 dargestellten 
Werte. Es wird ersichtlich, dass knapp 40 Prozent 
der Befragten, die jetzt angegeben haben, AfD zu 
wählen, dies auch bei der Bundestagswahl 2021 
getan haben. Etwas weniger als die Hälfte der jetzi-
gen AfD-Wählenden (45 Prozent) gaben kurz nach 
der Bundestagswahl an, eine andere Partei als die 
AfD gewählt zu haben. Der Anteil derer, die anga-
ben, bei der Bundestagswahl nicht oder ungültig 
gewählt zu haben, ist im Vergleich deutlich kleiner. 
Die AfD hat also in erheblichem Ausmaß Wählen-
de anderer Parteien für sich gewinnen können. Be-
trachtet man, von welchen Parteien die AfD seit der 
Bundestagswahl 2021 Anhänger*innen hinzuge-
winnen konnte, ergibt sich das folgende Bild: Die 
jetzigen AfD-Wählenden kommen v. a. von der FDP 

Abbildung 5

Vorherige Wahlentscheidung und Wahlpräferenz der aktuell AfD-Wählenden
Angaben in Prozent
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Lesehilfe: Von den aktuell AfD-Wählenden haben zwölf Prozent zur Bundestagswahl 2021 FDP gewählt (linke Abbildung).  
Von den aktuell AfD-Wählenden haben im November 2022 zehn Prozent angeben, CDU / CSU zu wählen (rechte Abbildung). 
Anmerkungen: Berücksichtigt wurden jeweils nur die Fälle, die auch in den beiden jeweiligen Erhebungen teilnahmen; 
Fallzahlen: linke Abbildung: 585; rechte Abbildung: 666.

Quelle: eigene Berechnung
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Um in einem zweiten Schritt mehr über die 
jüngsten Wähler*innen-Wanderungen zur AfD 
zu erfahren, wird in Abbildung 6 nur auf die AfD-
Neuwählenden fokussiert, also auf die Befragten, 
die erst zuletzt zur AfD gewandert sind und vor-
her nicht AfD wählten.  10 Aus dem linken Ringdia-
gramm wird ersichtlich, dass knapp die Hälfte der 
zuletzt zur AfD gewanderten Befragten zur Bun-
destagswahl 2021 noch eine der drei Ampelpartei-
en gewählt haben (FDP 21 Prozent, SPD 20 Prozent, 
Grüne acht Prozent). Die Union ist jedoch das Par-
teienbündnis, das die größte Anzahl an Wählen-
den zuletzt an die AfD verloren hat – 23 Prozent 
der jetzigen AfD-Neuwählenden gaben zuvor an, 
CDU oder CSU bei der Bundestagswahl gewählt zu 
haben. Nimmt man die acht Prozent der jetzigen 
AfD-Neuwählenden hinzu, die zur Bundestagswahl 
2021 noch DIE LINKE wählten, zeigt sich, dass vier 
von fünf der zuletzt zur AfD gewechselten Befrag-
ten zur Bundestagswahl 2021 noch eine der fünf 
etablierten demokratischen Parteien wählten.

Um die Entwicklung der Wanderungen besser 
nachzeichnen zu können, wird nun darauf geblickt, 
was die jetzigen AfD-Neuwählenden in der Zwi-
schenzeit zwischen Bundestagswahl und aktuel-

10	 Die niedrigen Fallzahlen sind hierbei zu bedenken. Bei 
insgesamt 172 AfD-Neuwählenden, die in beiden hier re-
levanten Wellen teilnahmen, basieren beispielsweise die 
angegebenen 23 Prozent vorheriger Unions-Wählende 
auf nur 40 Fällen.  

lem Erhebungsdatum als Wahlpräferenz angege-
ben haben (Abbildung 6, rechtes Ringdiagramm).  11 
Es zeigt sich, dass fast jede und jeder Dritte von 
ihnen noch im November 2022 angab, CDU oder 
CSU wählen zu wollen. Weitere 13 Prozent der 
AfD-Neuwählenden gaben vorher an, FDP wählen 
zu wollen. Daran wird zum einen deutlich, dass un-
ter den AfD-Neuwählenden besonders viele zuletzt 
noch CDU / CSU – und mit Abstrichen FDP wählen 
wollten. Zum anderen könnte dies aber auch darauf 
hindeuten, dass die CDU / CSU und mit Abstrichen 
auch die FDP ihre Abwanderungen an die AfD vor 
allem in den letzten Monaten zu verkraften hatten, 
da sich viele der neuerdings AfD-Wählenden Ende 
2022 offenbar noch nicht von den Unionsparteien 
oder der FDP abgewendet hatten. Anders hinge-
gen ist das Bild bei den Wählenden der SPD und 
der Grünen, die ihre Wählenden v. a. bereits im ers-
ten Jahr der Legislaturperiode verloren zu haben 
scheinen; kaum jedoch mehr seit November 2022. 

Die Zahlen bezogen auf die Grünen erscheinen 
hier als besonders bemerkenswert. Unter AfD-
Neuwählenden sind rund acht Prozent ehemals 
Grünen-Wählende zu finden – ein Wert, der hier 
zwar im Vergleich mit anderen Parteien als relativ 

11	 Auch bei diesen Auswertungen ist zu bedenken, dass 
für einen nicht unerheblichen Anteil keine Informationen 
über die vorherige Parteipräferenz vorliegt. Diejenigen Be-
fragten, die an den vorherigen Wellen nicht teilnahmen, 
wurden für diese Analyse ausgeschlossen (N=55 & 41).

Lesehilfe: Von den aktuell AfD-Neuwählenden haben 21 Prozent zur Bundestagswahl 2021 SPD gewählt (linke Abbildung).  
Von den aktuell AfD-Neuwählenden gaben im November 2022 32 Prozent an, CDU/CSU wählen zu wollen (rechte Abbildung).
Anmerkungen: Berücksichtigt wurden jeweils nur die Fälle, die auch in den beiden jeweiligen Erhebungen teilnahmen;  
Fallzahlen: linke Abbildung: 172; rechte Abbildung: 186.

Quelle: eigene Berechnung
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und AfD-Neuwählende von AfD-Stammwählenden 
(3.)?  12   

4.1	 Soziodemografisches

Soziodemografische Variablen zeigten in vorherigen 
Studien unterschiedliche Zusammenhänge und Ef-
fekte auf die AfD-Wahlpräferenz. Einige fanden sie 
besonders verbreitet unter Menschen mittleren Al-
ters (Decker 2016; Dilling 2018; Arzheimer / Berning 
2019), unter Männern (Schmitt-Beck 2017; Dilling 
2018; Goerres et al. 2018) oder unter Menschen mit 
höheren Bildungsabschlüssen (Berbuir et al. 2015; 
Berning 2017; Lengfeld 2017). Hingegen fanden an-
dere Studien (Lux 2018; Rippl / Seipel 2018; Ham-
bauer / Mays 2018) AfD-Sympathisant*innen eher 
unter niedrig Gebildeten und Menschen mit gerin-
gem Einkommen – Befunde, die oft im Zusammen-
hang mit der „Modernisierungsverlierer“-These in-
terpretiert wurden, die die rechte Parteipräferenz 
als Reaktion auf einen Statusverlust infolge gesell-
schaftlicher Modernisierung erklärt (Spier 2010). 
Hier ist es nicht unerheblich zu erwähnen, dass die-
se Differenzen auch auf die jeweiligen Studienanla-
gen und Modellspezifikationen zurückgeführt wer-
den können; beispielsweise auf die Kontrolle und 
Mitberücksichtigung verschiedener Indikatoren. 
Andere Studien (Hansen / Olsen 2019, Wurthmann 
et al. 2021, Hansen / Olsen 2022, Adena / Huck im 
Erscheinen) fanden eher geringe Einflüsse soziode-
mografischer Variablen auf die AfD-Wahlpräferenz 
– insbesondere, wenn weitere Einstellungsindikato-
ren mitberücksichtigt und in den Modellen kontrol-
liert werden. 

In der vorliegenden Studie wird sich auf bivari-
ate Analysen beschränkt, ohne dass für den Effekt 
weiterer Variablen kontrolliert wird. Es wird also 
lediglich verglichen, ob die AfD-Wahlpräferenz in 
einer Gruppe weiter verbreitet ist als in einer ande-
ren, ohne dass weitere Indikatoren wie Bildungs-
stand, Einkommen oder Ost / West-Wohnort gleich-
zeitig mitberücksichtigt werden. Zur Betrachtung 
soziodemografischer Faktoren wird dazu das Ge-

12	 Gruppenunterschiede stellen nicht zwangsläufig statis-
tisch signifikante Unterschiede dar – also Unterschiede, 
die mit einer hohen Wahrscheinlichkeit nicht nur in der 
Stichprobe, sondern auch unter den Erwerbspersonen 
in Deutschland insgesamt vorliegen. Um dies zu testen, 
werden einfaktorielle Varianzanalysen mit Duncan-
Post-Hoc-Tests durchgeführt. Unterschiede mit einer 
Irrtumswahrscheinlichkeit von über fünf Prozent gelten 
im Folgenden als statistisch nicht signifikant („ns.“). Das 
genaue Signifikanzniveau der jeweiligen Tests wird unter 
den Abbildungen angegeben: Irrtumswahrscheinlich-
keiten unter fünf Prozent werden mit einem * markiert, 
unter ein Prozent mit ** und unter 0,1 Prozent mit ***. 
So bedeutet beispielsweise im Fall des Geschlechter-
vergleichs in Abbildung 7 die Angabe „AfD-Wählende vs. 
Wählende anderer Parteien: Männer > Frauen***“, dass 
unter AfD-Wählenden Männer signifikant häufiger vertre-
ten sind als Frauen im Vergleich zu Wählenden anderer 
Parteien.

gering erscheint, jedoch erwähnenswert dahinge-
hend ist, dass vorherige Grünen-Wählende sonst 
kaum bis gar nicht unter den AfD-Wählenden zu 
finden sind (vgl. Abbildung 5 links). Die AfD ist also 
zuletzt bezogen auf vorherige Grünen-Wählende 
zu einer Wähler*innenschaft vorgedrungen, die 
sie vorher kaum bis gar nicht erreicht hat. Zudem 
deutet die Analyse an, dass diese von den Grünen 
abgewanderten Befragten vermutlich nicht auf di-
rektem Wege zur AfD gewechselt sind, sondern 
in der Zwischenzeit noch eine weitere Parteipräfe-
renz angaben, da im November 2022 keine*r der 
zuletzt zur AfD gewechselten Befragten angab, die 
Grünen wählen zu wollen.

Zusammengenommen ergibt sich das Bild, dass 
die AfD bezogen auf die Bundestagswahl 2021 ins-
besondere ehemalige Wählende der Union, der 
SPD und der FDP für sich gewinnen konnte. Zudem 
ist aber auffällig, wenn die Wahlintention im No-
vember 2022 mitberücksichtigt wird, dass in den 
letzten Monaten vor allem die Union (und mit Ab-
strichen die FDP) Anhänger*innen an die AfD verlo-
ren hat, während die Wanderungsverluste der SPD 
wohl bereits länger zurückliegen und nur in den 
selteneren Fällen in den letzten acht Monaten seit 
der vorherigen Befragungswelle zu verorten sind.

4	 DIE AKTUELLE AFD-
WÄHLER*INNENSCHAFT IM PROFIL

Um im Folgenden die aktuelle Wählerschaft der 
AfD zu beleuchten, wird in separaten Unterkapi-
teln auf sieben Bereiche detaillierter eingegangen: 
die soziodemografische Zusammensetzung (4.1), 
arbeitsbezogene Merkmale (4.2), das Vertrauen in 
Institutionen (4.3), die berichteten Sorgen und Be-
lastungen (4.4), die geäußerte Relevanz von The-
men (4.5) sowie der Blick auf die Pandemie (4.6) 
und den Krieg in der Ukraine (4.7).

Bei der Präsentation der Befunde wird durch-
gehend in zwei Schritten vorgegangen: Zunächst 
werden die Befunde für die gesamte aktuelle AfD-
Wählendenschaft präsentiert, um zu zeigen, wie 
sich die Merkmale unter allen AfD-Wählenden ver-
teilen. Anschließend wird die zu Beginn eingeführ-
te Unterscheidung der AfD-Wählendengruppen 
aufgegriffen und ein besonderer Fokus vor allem 
auf die AfD-Neuwählenden gerichtet, um Hinwei-
se darauf zu erlangen, aus welchen Faktoren sich 
das jüngste Umfragehoch der AfD zusammensetzt. 
Hierbei werden vor allem die Differenzen zwischen 
den Neuwählenden und den Stammwählenden 
der AfD hervorgehoben. Auftretende Differenzen 
werden in drei Vergleichen auf ihre statistische 
Signifikanz getestet und unter den jeweiligen Ab-
bildungen berichtet: Unterscheiden sich AfD-Wäh-
lende von Wählenden anderer Parteien (1.), AfD-
Neuwählende von Wählenden anderer Parteien (2.) 
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Abbildung 7

Anteil der jeweiligen soziodemografischen Gruppe, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

schlecht, der Schulabschluss, das Alter, das Haus-
haltseinkommen  13, das Vorhandensein finanzieller 
Rücklagen sowie die Elternschaft  14 herangezogen.

Wer ist die AfD-Wähler*innenschaft?

Im WSI-Erwerbspersonenpanel lassen sich sozi-
odemografische Auffälligkeiten bei der aktuellen 
AfD-Wählerschaft beobachten (Abbildung 7). So ist 
unter den aktuell AfD-Wählenden der Männeranteil 

13	 Das Haushaltseinkommen wurde als bedarfsgewich-
tetes monatliches Haushaltsnettoäquivalenzeinkom-
men berechnet, um auch die Haushaltsgröße mit zu 
berücksichtigen.

14	 Die Elternschaft wurde gemessen, indem gefragt wurde, 
ob man mit Kind(ern) im selben Haushalt lebt.

deutlich und signifikant erhöht und der Anteil der 
Befragten mit Abitur signifikant verringert. Auch 
finden sich überdurchschnittlich häufig Erwerbs-
personen mittleren Alters zwischen 30 und 49 Jah-
ren unter den AfD-Wählenden. Auffällig ist zudem, 
dass Eltern mit Kindern im eigenen Haushalt signi-
fikant häufiger unter den AfD-Wählenden zu finden 
sind als unter Wählenden anderer Parteien – dies 
gilt für Väter und Mütter in gleichem Maße.  15 

15	 Der Elterneffekt geht auch nicht auf die erhöhte AfD-
Wahlpräferenz in bestimmten, beispielsweise jüngeren 
Altersgruppen zurück, da er ebenfalls auftritt, wenn für 
das Alter statistisch kontrolliert wird. Eltern geben in 
mehreren Altersgruppen an, häufiger AfD zu wählen als 
ähnlich alte Befragte ohne Kinder im Haushalt. Dies gilt 
beispielsweise in den Altersgruppen der 16‒29-Jährigen 
und der 30‒39-Jährigen.

Lesehilfe: Unter Wählenden der AfD beträgt der Männeranteil 66 Prozent und der Frauenanteil 34 Prozent. Unter Wählenden anderer Parteien liegt der Män-
neranteil bei 58 und der Frauenanteil bei 42 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: Männer > Frauen***; andere > Abitur***;  
Hauptschulabschluss > Mittlere Reife*; 16 – 29J < 30 – 49J**, Ü49J < 40 – 49J*; U2.500 € > Ü3.000 €***, U1.500 € > 2.500-2.999 €***,  
U2.000 € > Ü2.500 €**; ohne Polster > mit Polster***; Eltern > ohne Kinder***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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Relevante Differenzen ergeben sich auch be-
züglich der finanziellen Situation der Befragten: 
Befragte in Haushalten mit eher geringeren und 
mittleren Einkommen geben überdurchschnittlich 
häufig an, AfD zu wählen. Gleiches gilt für Befrag-
te, die angeben, aktuell über kein finanzielles Pols-
ter zu verfügen.

Wer sind die AfD-Neuwählenden?

Differenziert man zwischen den vorherigen Wahl-
präferenzen der jetzigen AfD-Wähler*innenschaft 
und zieht die in Abschnitt 3.2 eingeführten Unter-
scheidungen der AfD-Stammwählenden, der AfD-
Wiederholungswählenden und der AfD-Neuwäh-
lenden hinzu, ergeben sich folgende Auffälligkei-
ten (Abbildung 8). 

Bezüglich der Geschlechterdifferenzen zeigt 
sich: Je gefestigter die AfD-Wahlentscheidung ist, 
desto größer ist der Männeranteil. Konkret liegt er 
unter den AfD-Stammwählenden bei 73 Prozent, 

Abbildung 8

Anteil der jeweiligen soziodemografischen Gruppe, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden beträgt der Männeranteil 73 Prozent, während er unter AfD-Neuwählenden 61 und unter Wählenden anderer 
Parteien 58 Prozent beträgt. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: alle ns.; signifikante Differenzen AfD-
Neuwählende vs. Stammwählende: Frauen**; 16 – 29J und Ü49J > 30 – 39J*; Befragte ohne Kinder**; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

während er unter AfD-Neuwählenden 61 Prozent 
beträgt. Der überdurchschnittliche Männeranteil 
unter den AfD-Wählenden insgesamt geht also 
insbesondere auf etabliertere Wählergruppen zu-
rück und nicht auf die Neuwählenden – unter letz-
teren ist der Männeranteil nicht signifikant höher 
als unter Wählenden anderer Parteien. Die AfD-
Neuwählenden sind somit im Vergleich zu etablier-
teren AfD-Wählendengruppen insgesamt relativ 
stark weiblich besetzt.

Auch zeigen sich Besonderheiten bei der Alters-
zusammensetzung der AfD-Neuwählenden. Wäh-
rend die etablierteren Wähler*innengruppen der 
AfD mit deutlich vom Gesamtschnitt abweichen-
den Alterszusammensetzungen auffallen (AfD-
Wiederholungswählende v. a. 40 – 49-Jährige; AfD-
Stammwählende v. a. 30 – 39-Jährige), gleicht die 
Alterszusammensetzung der AfD-Neuwählenden 
in vielerlei Hinsicht eher der Alterszusammen-
setzung aller Erwerbspersonen. Im Vergleich zu 
AfD-Stammwählenden bedeutet dies, dass sich 

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)
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die AfD-Neuwählenden signifikant häufiger aus 
den ältesten (> 49-Jährige) sowie den jüngsten 
(16 – 29-Jährige) Erwerbspersonen zusammenset-
zen. Auch die aktuelle und vor kurzem veröffent-
lichte Mitte-Studie (Zick et al. 2023) wies auf die 
auffällig hohen Zustimmungswerte zu rechtsext-
remen und menschenfeindlichen Einstellungen in 
der jüngsten Altersgruppe hin. In den vorliegenden 
Daten ist der Anteil der jüngsten Altersgruppe un-
ter den AfD-Neuwählenden zwar nicht größer als 
unter den Wählenden anderer Parteien, jedoch 
setzen sich die Neuwählenden der AfD signifikant 
häufiger aus der jüngsten Altersgruppe zusammen 
als die Stammwählenden der AfD. Zudem zeigt 
sich hier, dass die weiter oben berichtete erhöh-
te AfD-Wahlpräferenz unter Eltern nicht auf die 
Gruppe der AfD-Neuwählenden zurückgeht. Unter 

Abbildung 9

Anteil der jeweiligen soziodemografischen Gruppe, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

den AfD-Neuwählenden lassen sich anders als bei-
spielsweise unter den AfD-Stammwählenden nicht 
überdurchschnittlich häufig Eltern finden. 

Betrachtet man die Schulabschlüsse, zeigt sich 
bezüglich der AfD-Neuwählenden, dass sich die-
se häufiger aus Befragten mit höheren Abschlüs-
sen zusammensetzen als dies für etabliertere AfD-
Wählergruppen der Fall ist (Abbildung 9): Zuletzt 
sind überdurchschnittlich häufig (im Verhältnis 
zu etablierteren AfD-Wählergruppen, aber auch 
zum Rest der Erwerbsbevölkerung) Befragte mit 
mittlerer Reife (oder Abschluss der polytechni-
schen Oberschule) zur AfD gewechselt, während 
der Anteil der Befragten mit Haupt- / Volksschulab-
schluss bei den Neuwählenden geringer ist als bei 
etablierteren AfD-Wählendengruppen. Der Anteil 
der Abiturient*innen ist unter allen Wählenden-

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden haben 22 Prozent Abitur, während dies unter AfD-Neuwählenden 30 und unter Wählenden anderer Parteien  
 53 Prozent angeben. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: andere Abschlüsse > Abitur***; U1.500 € > 
Ü3.000 €*; ohne Polster > mit Polster **; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: höhere Abschlüsse > Haupt- / Volkschulabschluss*; 
Ü2.500 € > 1.500-2.500 €*, mit finanziellem Polster*; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)
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gruppen der AfD signifikant unterdurchschnittlich 
im Vergleich zu Wählenden anderer Parteien.

In der Tendenz ist zudem zu erkennen, dass sich 
AfD-Neuwählende auch bezüglich ihrer finanziel-
len Ausstattung von etablierteren AfD-Wählenden-
gruppen unterscheiden. Dies wird darin ersichtlich, 
dass auch Befragte mit höheren mittleren und 
hohen Einkommen und Befragte mit finanziellem 
Polster häufiger unter der AfD-Neuwählenden zu 
finden sind als unter etablierteren AfD-Wähler-
gruppen, welche sich häufiger aus Befragten mit 
unteren und unteren-mittleren Einkommensgrup-
pen zusammensetzen.

Dennoch ist hier zu betonen, dass der Anteil der 
Befragten mit finanziellem Polster unter den Wäh-
lenden anderer Parteien signifikant größer ist als 
unter AfD-Neuwählenden – die AfD zuletzt also nur 
relativ zu ihrer bisherigen Wählerschaft etwas stär-
ker vermögende Gruppen ansprach, nicht jedoch 
relativ zu Personen, die andere Parteien wählen. 

4.2	 Arbeit und AfD-Wahlpräferenz

Dass Arbeit ein wichtiger Ort demokratischer Inte-
gration ist und die Arbeitsbedingungen eine wich-
tige Rolle dabei spielen, konnte zuletzt erneut em-
pirisch gezeigt werden, indem auf die Verbreitung 
illiberaler, rechtsautoritärer, anti-demokratischer 
Einstellungen geblickt wurde (Hövermann et al. 
2022, Zhirnov et al. 2023). Im Folgenden wird nun 

die Wahlpräferenz der AfD näher in Augenschein 
genommen – mit der Frage: Wie und unter wel-
chen Bedingungen arbeiten die Erwerbspersonen, 
die AfD wählen? Dazu werden sowohl die struk-
turellen als auch die persönlich empfundenen Ar-
beitsbedingungen der Befragten analysiert.  

Strukturelle Arbeitsbedingungen

Betrachtet man zunächst, wie sich die Tätigkeiten 
auf die unterschiedlichen Wahlpräferenzen vertei-
len (Abbildung 10) zeigt sich für die AfD-Wählenden, 
wie auch schon in anderen Studien zuvor (z. B. 
Kroh / Fetz 2016, Hertel / Esche 2019), insbesonde-
re eine Tätigkeitsgruppe als überdurchschnittlich 
häufig vertreten im Vergleich zu Wählenden an-
derer Parteien: Arbeiter*innen (22 vs. zwölf Pro-
zent). Deutlich unterdurchschnittlich häufig sind 
unter den AfD-Wählenden Beamt*innen zu finden. 
Im Vergleich zu Wählenden anderer Parteien sind 
unter AfD-Wählenden zudem signifikant häufiger 
Menschen arbeitslos als erwerbstätig (Abbildung 
11). 

Differenziert man zwischen den AfD-Wählen-
dengruppen, zeigt sich, dass auch unter AfD-Neu-
wählenden mehr Arbeiter*innen zu finden sind als 
unter Wählenden anderer Parteien. Auch bezüg-
lich weiterer struktureller Arbeitsbedingungen wie 
der Befristung oder des Sozialversicherungsstatus 
ähneln AfD-Neuwählende hier etablierteren AfD-
Wählendengruppen.

Abbildung 10

Anteil Befragte je Tätigkeit, nach Wahlpräferenz 
Angaben in Prozent

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden bezeichnen sich 22 Prozent als Arbeiter oder Arbeiterin, während der Anteil unter Wählenden anderer Parteien 
12 Prozent beträgt. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: Arbeiter*in > Beamt*in,  
Angestellte, selbständige Freiberufler*in***, Angestellte > Beamt*in***; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Par-
teien: Arbeiter*in > Beamt*in**; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: ns.; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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Betriebsrat (Privatwirtschaft) Personalrat (öffentlicher Dienst)

weder Betriebs- noch Personalrat "weiß nicht"

Über einen Betriebsrat verfügen unter AfD-Wäh-
lenden ähnlich viele Erwerbspersonen wie unter 
Wählenden anderer Parteien (Abbildung 12).  16 Ein Per-
sonalrat ist unter AfD-Wählenden jedoch signifikant 
seltener vertreten. Insgesamt ist somit der Anteil 
der Erwerbspersonen, die weder auf Betriebs- noch 
auf Personalrat zurückgreifen können, unter AfD-
Wählenden signifikant erhöht. Betrachtet man die 
AfD-Neuwählenden ist auch unter ihnen der Anteil 
der Erwerbspersonen, die nicht auf Betriebs- oder 
Personalrat zurückgreifen können, höher als unter 
Wählenden anderer Parteien. Auffällig ist zudem, 
dass sich hier AfD-Neuwählende von Stammwäh-
lenden insofern unterscheiden, als sich signifikant 
häufiger Befragte mit Personalrat und seltener mit 
Betriebsrat unter ihnen finden. Dies geht auf den 
hohen Arbeiter*innen-Anteil mit Betriebsrat unter 
AfD-Stammwählenden zurück. 

16	 Bei den im Folgenden dargestellten Befunden zur Ver-
breitung von Betriebs-/ Personalräten sowie Tarifverträgen 
muss einschränkend berücksichtigt werden, dass soge-
nannte Kompositionseffekte hier besonders relevant und 
nicht ausgeschlossen werden können; dass also ein Be-
fund auf eine spezifische Zusammensetzung einer Gruppe 
zurückzuführen ist, die auch mit einer erhöhten AfD-Wahl-
präferenz im Zusammenhang steht. Kompositionseffekte 
lägen etwa vor, wenn ein erhöhter AfD-Wählendenanteil 
bei Befragten mit Betriebsrat insbesondere darauf zurück-
zuführen wäre, dass sich Befragte mit Betriebsrat in wich-
tigen Aspekten für die Wahlpräferenz von Befragten ohne 
Betriebsrat unterscheiden. Hier ist beispielsweise der hier 
häufigere höhere Arbeiter*innenanteil zu nennen. 

Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer 
Parteien: arbeitslos**; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: ns.; sig-
nifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: ns.; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden geben 41 Prozent an, weder Betriebs- noch Personalrat zu haben; unter Wählenden anderer Parteien sind es 35 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: kein Betriebsrat oder Personalrat > Betriebsrat 
oder Personalrat**; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: kein Betriebsrat oder Personalrat > Betriebsrat oder  
Personalrat*; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: Personalrat > Betriebsrat*; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Quelle: eigene Berechnung
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Abbildung 12

Verbreitung von Betriebs- / Personalrat unter Befragten, nach Wahlpräferenz 
Angaben in Prozent

  �unter AfD-Wählenden insgesamt (N=811)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)
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Abbildung 11

Anteil Arbeitslose, nicht-sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und befristet  
Beschäftigte, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent
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Abbildung 14

Verbreitung von Tarifverträgen unter Befragten, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

Abbildung 13

Zufriedenheit mit der Arbeit von Betriebs- / Personalrat, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

Fokussiert man in einem weiteren Schritt nur 
auf diejenigen Erwerbspersonen mit Betriebs- 
oder Personalrat und betrachtet deren Zufrieden-
heit mit der Arbeit des Betriebs- oder Personal-
rats (Abbildung 13) fällt auf, dass AfD-Wählende hier 
überdurchschnittlich häufig unzufrieden waren (39 
vs. 27 Prozent unter Wählenden anderer Parteien).  17 
Insbesondere der Anteil derjenigen, die angeben, 
„überhaupt nicht“ mit der Arbeit des Betriebsrats 
zufrieden zu sein, ist unter AfD-Wählenden mehr 
als doppelt so hoch wie unter Wählenden anderer 
Parteien. 

Unter AfD-Wählenden sind Betriebs- und Perso-
nalräte somit geringfügig seltener verbreitet, nur 
gibt es unter ihnen eine weiter verbreitete Unzu-
friedenheit mit deren Arbeit. Eine weiterführende 
Interpretation der Unzufriedenheitsursache er-
scheint hier schwierig. Einerseits könnte die Un-
zufriedenheit darin begründet sein, dass Betriebs- 
und Personalräte hier ihre Funktion nicht gut erfül-
len, die Interessen der Erwerbspersonen zu vertre-
ten und reale Veränderungen zu gestalten und um-
zusetzen – möglicherweise auch wegen fehlender 
Rechte und Gestaltungsmöglichkeiten oder Behin-
derungen der Betriebsrats-/Personalratsarbeit. An-
dererseits kann der Befund aber auch darauf hin-
deuten, dass die Betriebs- und Personalräte in die-
sen Fällen sehr wohl ihre Arbeit machen und sich 
für die Interessen der Belegschaft einsetzen, dies 
aber nicht unbedingt im Sinne der AfD-Wählen-
den ist, die mit der potenziell AfD-kritischen politi-
schen Ausrichtung der Betriebs- und Personalräte 
unzufrieden sind. Davon unabhängig gilt jedoch, 
dass AfD-Wählende häufiger als Wählende ande-
rer Parteien auf einen Betriebs- oder Personalrat, 
der ihre Interessen vertritt, verzichten müssen.  

Ein ähnliches Bild liefert die Verbreitung von Ta-
rifverträgen unter den Erwerbspersonen (Abbildung 
14): AfD-Wählende können signifikant seltener auf 
einen Tarifvertrag zurückgreifen als Wählende an-
derer Parteien. Dies gilt auch für Neuwählende der 
Partei, nicht jedoch für deren Stammwählende.  18

Subjektiv empfundene Arbeitsbedingungen 
und Anerkennung

Neben den objektiven Arbeitsbedingungen wur-
den in der aktuellsten Erhebungswelle des WSI-
Erwerbspersonenpanels ebenso mehrere Aussa-
gen zu subjektiv empfundenen Arbeitsbedingun-
gen erfragt. Aspekte wie Anerkennung, Würde 
und Stolz, aber auch Abwechslung, Mitsprache 

17	 Eine Aufschlüsselung nach AfD-Wählendengruppen ist 
hier nicht sinnvoll, da die Einschränkung der Betrachtung 
von Befragten mit Betriebs-/ Personalrat in dem Fall zu 
sehr kleinen Fallzahlen führt (N<100).

18	 Wie beim Betriebsrat-Befund der AfD-Stammwählenden, 
geht dies auf den relativ hohen Anteil an Arbeiter*innen 
unter AfD-Stammwählenden zurück, die auch häufiger 
über einen Tarifvertrag verfügen.

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden mit Betriebs-/Personalrat geben 16 Prozent an, „gar nicht" mit der 
Arbeit ihres Betriebs-/Personalrats zufrieden zu sein; unter Wählenden anderer Parteien mit Betriebs- /
Personalrat sind es 7 Prozent. 
Anmerkungen: nur Befragte mit Betriebs-/Personalrat; Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen  
AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: gar nicht mit BR / PR zufrieden > andere Antworten***;  

*= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden geben 43 Prozent an, keinen Tarifvertrag zu haben; unter Wählenden 
anderer Parteien liegt der Wert bei 39 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Partei-
en: ohne Tarifvertrag > mit Tarifvertrag*; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer 
Parteien: ohne Tarifvertrag > mit Tarifvertrag*; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwäh-
lende: ns.; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Quelle: eigene Berechnung
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und Sicherheit wurden thematisiert. Bereits frühe-
re Studien hatten einen Zusammenhang zwischen 
fehlender Würde und schlechten Arbeitsbedingun-
gen zur AfD-Wahlpräferenz sowie dem Auftreten 
rechtspopulistischer, anti-demokratischer Einstel-
lungen zeigen können (Schwuchow im Erscheinen; 
Hövermann et al. 2022). 

In der vorliegenden Studie lassen sich für Wäh-
lende der AfD nun überdurchschnittlich häufig als 
mangelhaft empfundene Arbeitsbedingungen auf-
zeigen. Alle erfragten Aspekte guter Arbeitsbe-
dingungen werden von Wählenden der AfD signi-
fikant seltener angegeben als von Wählenden an-
derer Parteien (Abbildung 15): Sie bezeichnen ihren 
Arbeitsplatz fast doppelt so häufig wie Wählende 
anderer Parteien als unsicher (18 vs. zehn Prozent) 
und empfinden fast doppelt so häufig keinen Stolz 
auf ihre Arbeit (18 vs. elf Prozent). Sie schätzen 
im Falle von Arbeitslosigkeit ihre Chancen am Ar-
beitsmarkt als schlechter ein und berichten sel-
tener als Wählende anderer Parteien davon, dass 
ihre Arbeit abwechslungsreich ist, sie bei strate-
gischen Fragen am Arbeitsplatz Mitsprachemög-
lichkeiten haben oder Unterstützung und Hilfe von 

Kollegen bekommen können. Besonders auffällig 
sind zudem die Differenzen beim Thema Anerken-
nung: AfD-Wählende glauben deutlich häufiger, 
dass ihre Leistungen nicht gesehen werden (48 vs. 
40 Prozent unter Wählenden anderer Parteien). Zu-
dem haben sie deutlich seltener das Gefühl, dass 
ihr Lohn ihren erbrachten Leistungen entspricht 
(42 vs. 55 Prozent). Alles in allem berichtet jede 
und jeder vierte AfD-Wählende davon nur „wenig“ 
oder „gar nicht“ mit dem Job zufrieden zu sein; un-
ter Wählenden anderer Parteien ist es nur jede und 
jeder Sechste.  19 

19	 Dass diese berichteten Unterschiede auf strukturelle 
Ursachen in der Zusammensetzung der AfD-Wählenden 
zurückgehen – also AfD-Wählende beispielsweise beson-
ders häufig in bestimmten Berufen oder Wirtschaftszwei-
gen arbeiten, die auch häufiger mit bestimmten Arbeits-
bedingungen einhergehen, lässt sich zwar nicht gänzlich 
ausschließen, ist jedoch eher nicht in den Daten ersicht-
lich. Beispielsweise zeigt sich die weitere Verbreitung 
schlechterer Arbeitsbedingungen unter AfD-Wählenden, 
auch wenn man ausschließlich Arbeiter*innen betrachtet 
– also AfD-wählende Arbeiter*innen mit Arbeiter*innen 
vergleicht, die angeben, eine andere Partei zu wählen. 

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden geben 71 Prozent an, mit ihrer Arbeit zufrieden oder sehr zufrieden zu sein; unter Wählenden anderer Parteien sind es 80 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: unzufrieden mit Job***; Arbeitsplatz unsicher***;  
schwierig neue Stelle zu finden*; keine Mitsprachemöglichkeiten***; Arbeitgeber sieht Leistung nicht***; Lohn nicht angemessen***; keine Unterstützung  
Kollegium***; nicht stolz***; nicht abwechslungsreich***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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Mein Arbeitsplatz ist sicher.

Im Falle von Arbeitslosigkeit wäre es für mich leicht,
eine neue Stelle zu finden.

Ich habe bei strategischen Fragen Mitsprachemöglichkeiten
am Arbeitsplatz.

Mein Arbeitgeber sieht nicht, was ich für den Betrieb /
Dienststelle leiste.

Wenn ich an meinen Einsatz und all die erbrachten Leistungen meiner
beruflichen Tätigkeit denke, halte ich meinen Lohn für angemessen.

Ich kann Unterstützung und Hilfe von meinen Kollegen bekommen.

Ich bin stolz auf meine Arbeit.

Meine Arbeit ist abwechslungsreich.

unter AfD-Wählenden  (N=811) unter Wählenden anderer Parteien (N=2916)

Abbildung 15

Zustimmung zu Aussagen zu Arbeitsbedingungen, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

  ��unter AfD-Wählenden (N=811)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)



WSI Report Nr. 92, November 2023  Seite 18

Differenziert man nun noch innerhalb der AfD-
Wählerschaft (Abbildung 16), zeigt sich, dass sich 
AfD-Neuwählende in vielerlei Hinsicht bezüglich 
der (mangelhaften) Arbeitsbedingungen den eta-
blierteren AfD-Wählergruppen ähneln. Sie haben 
signifikant seltener als Wählende anderer Partei-
en die Möglichkeit der Mitsprache am Arbeitsplatz 
und erhalten seltener Hilfe im Kollegium, empfin-
den häufiger ihren Arbeitsplatz als unsicher und 
sind mit ihm unzufriedener. Herausstechend für 
die AfD-Neuwählenden ist zudem, dass sie mit 
knapp 52 Prozent deutlich überdurchschnittlich 
häufig davon berichten, dass ihr Arbeitgeber ihren 
Einsatz und die Leistungen nicht sieht. Auffällig in 

der Einheitlichkeit ist dann schließlich der Befund, 
dass – unabhängig ob AfD-Stammwählende oder 
Neuwählende – der eigene Lohn angesichts der er-
brachten Leistungen nur von einer Minderheit als 
angemessen eingeschätzt wird. 

Lohnenswert ist hier zudem ein Blick auf Ost-
West-Differenzen (Abbildung 17). Zwar berichten 
AfD-Wählende in Ost wie West häufiger von man-
gelhaften Arbeitsbedingungen als Wählende an-
derer Parteien, jedoch gibt es Unterschiede dahin-
gehend, was als mangelnd angegeben wird. Im 
Westen sind AfD-Wählende beispielsweise signi-
fikant seltener zufrieden mit dem Job und signifi-
kant seltener stolz auf die eigene Arbeit. Im Osten 
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zufrieden / sehr zufrieden mit dem Job

Mein Arbeitsplatz ist sicher.

Im Falle von Arbeitslosigkeit wäre es
für mich leicht, eine neue Stelle zu finden.

Ich habe bei strategischen Fragen
Mitsprachemöglichkeiten am Arbeitsplatz.

Mein Arbeitgeber sieht nicht, was ich für
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Wenn ich an meinen Einsatz und all die erbrachten
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unter AfD-Stammwählenden (N=217) unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)

unter AfD-Neuwählenden (N=227) unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden geben 70 Prozent an, mit ihrem Job zufrieden oder sehr zufrieden zu sein; unter AfD-Neuwählenden sind es 72 und unter Wählenden  
anderer Parteien 80 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: unzufrieden mit Job**; Arbeitsplatz unsicher***;  
keine Mitsprachemöglichkeiten*; Arbeitgeber sieht Leistung nicht***; Lohn nicht angemessen***; keine Unterstützung Kollegium**; Signifikante Differenzen AfD-Neuwählende  
vs. Stammwählende: alle ns.; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 16

Zustimmung zu Aussagen zu Arbeitsbedingungen, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent
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wird hingegen unter AfD-Wählenden signifikant 
häufiger von einem zu geringen Lohn berichtet als 
im Westen. Keine Ost-West-Unterschiede zeigen 
sich beim Thema Arbeitsplatzsicherheit, Unter-
stützungsmöglichkeiten oder Arbeitsmarktchan-
cen.

Interessant ist des Weiteren, in welchen As-
pekten der Arbeitsbedingungen in Ost und West 
AfD-Wählende eine besonders große Differenz zu 
Wählenden anderer Parteien aufweisen. Ein ein-

heitliches Bild für Ost und West ergibt sich hier-
bei ebenfalls nicht. Sind es im Westen eher die As-
pekte der geringen Zufriedenheit mit dem Job, des 
fehlenden Stolzes und der fehlenden Abwechs-
lung, bei denen AfD-Wählende mit besonders gro-
ßer Abweichung zu Wählenden anderer Parteien 
auffallen, sind es im Osten stärker die fehlenden 
Mitsprachemöglichkeiten am Arbeitsplatz.

Zusammengefasst erscheint das Thema Arbeit 
als durchaus relevant bei der Differenzierung von 

Lesehilfe: 77 Prozent der AfD-Wählenden in Ostdeutschland bezeichnen ihre Arbeit als abwechslungsreich, während dies 72 Prozent der AfD-Wählenden in Westdeutschland tun. 
Anmerkungen: Berlin exkludiert; Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: unzufrieden mit Job: West***, Ost ns.; Arbeitsplatz unsicher: 
West***, Ost*; schwierig neue Stelle zu finden: West*, Ost ns.; keine Mitsprachemöglichkeiten: West*, Ost**; AG sieht Leistung nicht: West***, Ost**; Lohn nicht angemessen: West***, 
Ost***; keine Unterstützung Kollegium: West***, Ost**; nicht stolz: West***, Ost*; nicht abwechslungsreich: West***, Ost ns.; signifikante Differenzen Vergleich Ost-West unter AfD-
Wählenden aus Ost-Perspektive: häufiger zufrieden mit Job*, Lohn wird seltener als angemessen bezeichnet *, häufiger stolz auf Arbeit*, *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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Abbildung 17

Zustimmung zu Aussagen zu Arbeitsbedingungen in Ost und West, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent
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Wählergruppen. AfD-Wählende berichten häufi-
ger als Wählende anderer Parteien von Arbeitslo-
sigkeit. Sie empfinden ihren Job seltener als sicher 
und schätzen ihre Arbeitsmarktchancen bei Job-
verlust häufiger als schlecht ein. Sie haben seltener 
Mitsprachemöglichkeiten, berichten seltener von 
abwechslungsreicher Arbeit und können seltener 
auf Unterstützung im Kollegium zurückgreifen. Als 
besonders auffällig erscheint zudem, dass sie be-
sonders häufig von mangelnder Würde und Aner-
kennung berichten – sei es durch unangemessenen 
Lohn oder mangelnde Wertschätzung durch Vorge-
setzte und den Arbeitgeber. Bemerkenswert ist hier, 
dass sich in diesem letzten Punkt, aber auch in vie-
len anderen Aspekten mangelhafter Arbeitsbedin-
gungen die AfD-Wählergruppen in ihren Angaben 
sehr einig sind.

4.3	 Wie ist ihr Vertrauen in Institutionen?

Bereits in zahlreichen Studien wurde ein geringes 
Vertrauen in Institutionen als bedeutendes Merk-
mal von AfD-Wählenden herausgearbeitet (z. B. 
Hansen / Olsen 2018; Kohlrausch et al. 2023 an-
hand des Erwerbspersonenpanels). Im Folgenden 
wird daher das Vertrauen der AfD-Wählenden in 
verschiedene gesellschaftliche Institutionen un-
tersucht. Ein besonderer Fokus wird auf das Ver-
trauen in die Bundesregierung und die öffentlich-

rechtlichen Medien gelegt, da in vorherigen Studi-
en AfD-Wählende gegenüber diesen Institutionen 
besonders große Abneigung hegten. Zudem wird 
gesondert auf das Vertrauen in die präferierte Par-
tei – unter den AfD-Wählenden also das Vertrauen 
in die AfD geschaut. 

Aktuelles Institutionenvertrauen

In der aktuellen Erhebungswelle wurden die Be-
fragten zunächst gebeten anzugeben, wie groß 
ihr Vertrauen in acht verschiedene Institutionen ist. 
Sie konnten ihre Antworten auf einer fünfstufigen 
Skala auswählen – von „sehr großes“ und „großes“ 
über „mittelmäßiges“ bis hin zu „nur wenig“ und 
„überhaupt kein“ Vertrauen. In Abbildung 18 wird dar-
gestellt, wie sehr sich die Verbreitung des Vertrau-
ens in die verschiedenen Institutionen zwischen 
Wählenden der AfD und Wählenden anderer Partei-
en unterscheidet. 

Es ist auffällig, dass AfD-Wählende erheblich 
seltener Vertrauen äußern als Wählende anderer 
Parteien – sei es in die Polizei, in Gerichte, in die 
Bundeswehr oder in Gewerkschaften. Besonders 
deutlich ist die Differenz beim Vertrauen in öffent-
lich-rechtliche Medien und die Bundesregierung 
ausgeprägt. Hier gibt kaum ein*e AfD-Wähler*in 
großes oder sehr großes Vertrauen an (öffentlich-
rechtliche Medien: sechs Prozent vs. 38 Prozent 
unter Wählenden anderer Parteien; Bundesregie-
rung: 2,8 Prozent vs. 21 Prozent unter Wählenden 
anderer Parteien). Am geringsten ist die Differenz 
zwischen AfD-Wählenden und Wählenden anderer 
Parteien beim Vertrauen in Arbeitgeberverbände 
ausgeprägt – jedoch wird auch hier unter Wählen-
den anderer Parteien signifikant häufiger Vertrauen 
geäußert als unter AfD-Wählenden.      

Ein zusätzlicher Blick auf Ost-West-Differenzen 
zeigt, dass das Vertrauen in alle erfragten Instituti-
onen im Westen größer als im Osten ist (vgl. Kohl-
rausch et al. 2023). Am seltensten äußern AfD-
Wählende im Osten Vertrauen: Großes oder sehr 
großes Vertrauen wird hier beispielsweise nur von 
zwölf Prozent in Gerichte, von 1,6 Prozent in öffent-
lich-rechtliche Medien oder von 0,5 Prozent in die 
Bundesregierung geäußert (ebd.).

Entwicklung des Institutionenvertrauens bei 
AfD-Neuwählenden

Lohnend ist zudem ein Blick auf die Entwicklung 
des Institutionenvertrauens im Zeitverlauf. Hierzu 
wird im Folgenden auf das Vertrauen in die Bun-
desregierung und in öffentlich-rechtliche Medien 
fokussiert. Seit der Bundestagswahl im Oktober 
2021 wurde hier zu vier Zeitpunkten das Vertrauen 
der Erwerbspersonen erfragt. 

In Abbildung 19 wird ersichtlich, wie sich der An-
teil der Befragten, der „nur wenig“ oder „über-
haupt kein“ Vertrauen in die Bundesregierung hat, 
im Zeitverlauf entwickelt hat. Wie unter allen Be-
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Abbildung 18

Anteil der Befragten mit „großem“ / „sehr großem“ Vertrauen in die jeweilige  
Institution, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden äußern 29 Prozent großes oder sehr großes Vertrauen in die Polizei; 
unter Wählenden anderer Parteien liegt der Wert bei 61 Prozent. 
Anmerkungen: 5-stufige Skala, weitere Antwortoptionen: „mittelmäßiges“, „nur wenig“ und „überhaupt 
kein“ Vertrauen; Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Par-
teien: für alle Institutionen ***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

  ��unter AfD-Wählenden (N=811)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)
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fragten in der Stichprobe, ist seit der Bundestags-
wahl 2021 auch unter Wählenden der AfD ein ste-
tiger Vertrauensverlust in die Bundesregierung zu 
beobachten. Interessant ist jedoch, wie sich hier 
etabliertere AfD-Wählendengruppen von den jet-
zigen Neuwählenden der Partei unterscheiden. Be-
reits zur Bundestagswahl 2021 äußerte sowohl un-
ter AfD-Stammwählenden als auch unter Wieder-
holungswählenden die überwältigende Mehrheit 
kaum oder gar kein Vertrauen in die Bundesregie-
rung und dieser sehr hohe Anteil stieg im Zeitver-
lauf noch weiter an, sodass mittlerweile kaum noch 
jemand in diesen Gruppen „mittelmäßiges“ oder 

„großes“ Vertrauen in die Bundesregierung hat. 
Anders verläuft die Linie der AfD-Neuwählenden 

in der Abbildung: Unter ihnen war das fehlende 
Vertrauen in die Bundesregierung zur Bundestags-
wahl 2021 mit 48 Prozent noch deutlich geringer 
verbreitet als unter den etablierteren AfD-Wählen-
den (74 bzw. 88 Prozent). Im Laufe der folgenden 
21 Monate stieg dann in dieser Gruppe ebenfalls 
der Anteil derjenigen ohne Vertrauen in die Bun-
desregierung deutlich an und erreicht mit aktuell 
89 Prozent Werte, die vergleichbar sind mit den 
etablierteren AfD-Wählenden. Die AfD-Neuwäh-
lenden haben somit aktuell das erheblich verbrei-
tete Misstrauen in die Bundesregierung gemein mit 
etablierteren AfD-Wählenden. Zur Bundestagswahl 
waren viele von den jetzigen AfD-Neuwählenden 
zwar auch schon skeptischer als jetzige Wählende 
anderer Parteien, jedoch gab unter den AfD-Neu-
wählenden damals noch rund die Hälfte zumindest 
„mittelmäßiges“ Vertrauen in die Bundesregierung 
an, wie in Abbildung 20 dargestellt. In der Abbildung 
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Lesehilfe: Unter den AfD-Neuwählenden stieg der Anteil mit geringem 
Vertrauen in die Bundesregierung von 48 Prozent im Oktober 2021 auf zuletzt 
89 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 19

Anteil der Befragten mit „nur wenig“/„überhaupt kein“ 
Vertrauen in die Bundesregierung im Zeitverlauf, nach 
AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

  unter AfD-Stammwählenden (N=166 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231– 304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=176 – 227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140 – 2.916)

Lesehilfe: Gaben im Oktober 2021 22 Prozent der jetzigen AfD-Neuwählenden „überhaupt kein  
Vertrauen“ in die Bundesregierung an, waren es zuletzt   67 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10; N=176 – 227.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 20

Verteilung Vertrauen in die Bundesregierung im Zeitverlauf unter AfD-Neuwählenden
Angaben in Prozent
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wird auch deutlich, dass der Großteil der jetzigen 
AfD-Neuwählenden (zwei von drei) zuletzt die Ex-
tremkategorie „überhaupt kein“ Vertrauen in die 
Bundesregierung auswählte.

Ein ähnliches Bild, wenn auch in abgeschwäch-
ter Form lässt sich für das Vertrauen in öffentlich-
rechtliche Medien nachzeichnen (Abbildung 21). Da-
bei fallen die AfD-Wählenden ebenfalls mit deut-

Lesehilfe: Unter den AfD-Neuwählenden stieg der Anteil mit geringem Vertrauen in öffentlich- 
rechtliche Medien von 49 Prozent im Oktober 2021 auf zuletzt 69 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10.

Quelle: eigene Berechnung
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Abbildung 21

Anteil der Befragten mit „nur wenig“/ „überhaupt kein“ Vertrauen in  
öffentlich-rechtliche Medien im Zeitverlauf, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

  unter AfD-Stammwählenden (N=166 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231– 304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=176 – 227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140 – 2.916)
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lich unterdurchschnittlichem Vertrauen auf. Unter 
etablierteren AfD-Wählenden ist das Misstrauen 
hierbei enorm: 73 bis 92 Prozent äußerten „nur 
wenig“ oder „überhaupt kein“ Vertrauen in öffent-
lich-rechtliche Medien zu den verschiedenen Erhe-
bungszeitpunkten in den letzten zwei Jahren. Unter 
Wählenden anderer Parteien lag der Wert zum Ver-
gleich in dem Zeitraum zwischen 22 und 28 Pro-
zent. Interessant ist nun zu beobachten, wie unter 
AfD-Neuwählenden auch das Vertrauen in öffent-
lich-rechtliche Medien Schritt für Schritt zurück-
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Lesehilfe: Gaben im Oktober 2021 21 Prozent der jetzigen AfD-Neuwählenden „überhaupt kein  
Vertrauen" in öffentlich-rechtliche Medien an, waren es zuletzt 41 Prozent.
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10; N=176 – 227.

Quelle: eigene Berechnung
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Abbildung 22

Verteilung Vertrauen in öffentlich-rechtliche Medien im Zeitverlauf unter 
AfD-Neuwählenden
Angaben in Prozent

ging, sodass mittlerweile mehr als zwei von drei 
AfD-Neuwählenden kaum Vertrauen in öffentlich-
rechtliche Medien äußern – auch hier, ähnlich wie 
beim Vertrauen in die Bundesregierung, antwortet 
ein großer Teil mit „überhaupt kein“ Vertrauen (Ab-
bildung 22). Das erhebliche Misstrauensausmaß der 
etablierteren AfD-Wählernden in öffentlich-rechtli-
che Medien wird unter AfD-Neuwählenden jedoch 
auch zuletzt nicht ganz erreicht.   

Anhand dieser beschriebenen Zeitverläufe lässt 
sich schrittweise nachzeichnen, wie Neuwählen-
de der AfD Vertrauen eingebüßt haben – und zwar 
nicht nur in die Bundesregierung, sondern eben-
falls – wenn auch nicht in dem überwältigenden 
Ausmaß – in öffentlich-rechtliche Medien. 

Vertrauen in die AfD

Darüber hinaus wurde im WSI-Erwerbspersonen-
panel nach dem Vertrauen „in die Partei, die Sie 
wählen“ gefragt. Aufgeschlüsselt nach den jewei-
ligen Parteien ergibt sich für die AfD ein relativ 
hohes Vertrauen ihrer Wählenden unter Erwerbs-
personen (Abbildung 23): 48 Prozent der aktuell AfD-
Wählenden sagen, sie hätten „großes“ oder „sehr 
großes“ Vertrauen in die Partei, die sie wählen – in 
ihrem Fall also die AfD. Dieser Wert ist lediglich bei 
Wählenden der Grünen noch größer (58 Prozent). 
Betrachtet man nur die Extremausprägung „habe 
sehr großes Vertrauen“ (nicht explizit dargestellt), 
so ist unter keiner anderen Wähler*innenschaft der 
Wert derart hoch wie bei der AfD: Knapp 18 Pro-
zent ihrer Wählenden geben ein „sehr großes Ver-
trauen an (Grüne zum Vergleich: acht Prozent). Der 
Anteil derer, die kaum Vertrauen in die Partei ha-
ben, die sie wählen, liegt bei der AfD mit 14 Prozent 
ungefähr auf dem Niveau anderer Parteien. Hier 
sind vermutlich die häufig angeführten Protest-
wählenden zu finden – Menschen, die ihre Stimme 
vor allem aus politischer Unzufriedenheit abgeben, 
ohne dass sie (zwangsläufig) eine inhaltliche Über-
einstimmung mit der gewählten Partei haben. Be-
trachtet man jedoch ihren relativen Anteil an allen 
AfD-Wählenden, so ist hier von einer eher kleinen 
Gruppe auszugehen – der Anteil, derjenigen, die 
Vertrauen in die AfD haben und mutmaßlich ent-
sprechend hinter den Parteipositionen stehen, ist 
mit den erwähnten 48 Prozent deutlich größer.

Betrachtet man beim Vertrauen in die AfD Ost-
West-Unterschiede, zeigt sich, dass das Vertrau-
en unter AfD-Wählenden im Osten etwas größer 
ist als unter AfD-Wählenden im Westen. Im Osten 
äußerten 51 Prozent der AfD-Wählenden „großes“ 
oder „sehr großes“ Vertrauen in die AfD (im Wes-
ten: 47 Prozent), während nur sieben Prozent der 
AfD-Wählenden im Osten „nur wenig“ oder „über-
haupt kein“ Vertrauen in die AfD äußern – im Wes-
ten ist dieser Wert mit 16 Prozent mehr als doppelt 
so hoch. Diese Befunde deuten darauf hin, dass im 
Osten etwas mehr überzeugte AfD-Wählende zu 
finden sind, während im Westen mehr Menschen 
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Lesehilfe: Unter Grünen-Wählenden geben 58 Prozent großes oder sehr großes Vertrauen in die Partei, 
die sie wählen, an; während dies unter AfD-Wählenden 48 Prozent angeben. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen Anteil großes/sehr großes Vertrauen: AfD-Wäh-
lende > Wählende anderer Parteien***; AfD > Union, FDP, Linke*; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

  ��„überhaupt kein“ /  
„wenig“

  ��„weiß  
nicht“

  �„großes“ /
„sehr großes“

  �„mittelmäßiges“

Abbildung 23

Verteilung aktuelles Vertrauen in „die Partei, die Sie wählen“, nach Wahlpräferenz 
Angaben in Prozent
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die AfD wählen trotz eines geringen Vertrauens in 
die Partei.

Als interessant erweist sich zudem die Betrach-
tung der verschiedenen AfD-Wählendengruppen 
(Abbildung 24). Das zuvor berichtete relativ hohe Ver-
trauen der AfD-Wähler*innenschaft in ihre Partei 
geht zu großen Teilen auf etabliertere Wählende 
zurück. Unter Wiederholungswählenden sind es 49, 
unter Stammwählenden sogar 71 Prozent, die ange-
ben, „großes“ oder „sehr großes“ Vertrauen in die 
AfD zu haben. Mit nur 20 Prozent ist dieser Anteil 
unter den AfD-Neuwählenden jedoch signifikant 
geringer und liegt auch signifikant unter dem Wert 
der Wählenden anderer Parteien. Der Anteil derje-
nigen, die „überhaupt kein“ oder „nur wenig“ Ver-
trauen in die AfD haben ist hierbei mit 30 Prozent 
ebenfalls deutlich überdurchschnittlich. Unter den 
AfD-Neuwählenden finden sich somit relativ viele, 
die von der Partei wenig überzeugt sind und ihr ent-
sprechend wenig Vertrauen entgegenbringen.

4.4	 Wie hoch sind ihre Sorgen und 
Belastungen?

Um Aussagen zu den subjektiven Sorgen, Belas-
tungen und Problemlagen zu machen, wird im 
folgenden Abschnitt zunächst vergleichend über 
Sorgen wegen verschiedener gesellschaftlicher 
Entwicklungen berichtet, bevor auf angegebene 
Belastungen in verschiedenen Lebensbereichen 
eingegangen wird. Anschließend werden die zu 
Beginn der Hochinflationsphase im Frühjahr 2022 
erfragten Sonderbelastungen und Einstellungen 
zu den Entlastungspaketen herangezogen.

Besorgte Bürger*innen?

Der Anteil der Befragten im WSI-Erwerbsperso-
nenpanel, der von großen Sorgen berichtet, ist in 
den letzten Erhebungen deutlich angestiegen (vgl. 
Kohlrausch et al. 2023). Während Sorgen um ge-
sellschaftliche Themen wie dem sozialen Zusam-
menhalt oder der Entwicklung der sozialen Un-
gleichheit nahezu kontinuierlich seit Pandemiebe-
ginn angestiegen sind, zeigt sich für die Verbrei-
tung finanzieller Sorgen eine deutliche Zunahme 
insbesondere seit Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine und den damit einhergehen-
den Folgen wie der Anstieg der Inflation.

Medial wird häufig das Bild der besorgten 
Bürger*innen herangezogen, wenn über die AfD-
Wähler*innenschaft gesprochen wird. Auch im 
Zusammenhang der bereits erwähnten Moderni-
sierungsverlierer-These erweisen sich selbstbe-
zogene und gesellschaftsbezogene Sorgen als 
bedeutsam zur Erklärung der AfD-Wahlpräferenz 
(z. B. Hertel / Esche 2019). Inwieweit AfD-Wählende 
nun auch im WSI-Erwerbspersonenpanel mit be-
sonders verbreiteten Sorgen auffallen, wird in Ab-
bildung 25 ersichtlich. 

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden äußern 71 Prozent großes oder sehr großes Vertrauen in die AfD; 
unter AfD-Neuwählenden sind es 20 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen Anteil großes/sehr großes Vertrauen:  
AfD-Wählende > Wählende anderer Parteien***; AfD-Neuwählende < Wählende anderer Parteien***; 
AfD-Neuwählende < AfD-Stammwählende***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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Lesehilfe: 71 Prozent der AfD-Wählenden äußern große Sorgen wegen der steigenden Preise; unter 
Wählenden anderer Parteien liegt der Wert bei 42 Prozent. 
Anmerkungen: 
Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: berufliche 
Zukunft***; eig. wirtsch. Situation***; Zusammenhalt***; Ungleichheit***; allg. wirtsch. Situation***; 
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Lebensstandard***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 25

Aktueller Anteil mit „großen Sorgen“ in dem jeweiligen Bereich, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

   AfD-Wählende (N=811)
   Wählende anderer Parteien (N=2.916)

Abbildung 24

Verteilung aktuelles Vertrauen in „die Partei, die Sie wählen“, nach AfD- 
Wählendengruppe 
Angaben in Prozent
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Es zeigt sich, dass die Sorgen in fast allen er-
fragten Bereichen bei Wählenden der AfD sig-
nifikant weiter verbreitet sind als bei Wählenden 
anderer Parteien. Besonders ausgeprägt sind die 
Differenzen bei den finanziellen Sorgen: So äu-
ßern 47 Prozent der AfD-Wählenden große Sorgen, 
dass der Lebensstandard nicht gehalten werden 
kann (23 Prozent unter Wählenden anderer Partei-
en). 71 Prozent der AfD-Wählenden äußern große 
Sorgen wegen der steigenden Preise (42 Prozent 
unter Wählenden anderer Parteien) und 38 Prozent 
bekunden große Sorgen um die eigene wirtschaft-
liche Situation (19 Prozent unter Wählenden ande-
rer Parteien).

Die einzige hier abgefragte Sorge, die von AfD-
Wählenden nicht häufiger geteilt wird als von 
Wählenden anderer Parteien, ist die Sorge vor ei-
ner Ausweitung des Ukraine-Kriegs. Diese wird 
mit 33 Prozent unter AfD-Wählenden sogar signi-
fikant seltener geteilt als unter Wählenden anderer 
Parteien (37 Prozent). 

Hier erscheint zudem erwähnenswert, dass die 
finanziellen Sorgen – etwa den Lebensstandard 
nicht halten zu können oder um die eigene wirt-
schaftliche Situation – unter AfD-Wählenden im Os-
ten insgesamt nicht weiterverbreitet sind als unter 
AfD-Wählenden im Westen (Lebensstandard: West 
48 Prozent, Ost 46 Prozent; eigene wirtschaftliche 
Situation: West 40 Prozent, Ost 35 Prozent). Finan-
zielle Sorgen unter AfD-Wählenden spielen also in 
ähnlichem Ausmaß in Ost und West eine Rolle. 

Betrachtet man nun, ob sich die AfD-Wählen-
dengruppen in ihren Sorgen unterscheiden (Abbil-
dung 26), zeigt sich eine relativ große Einigkeit. Ins-
besondere bei den Sorgen wegen finanzieller The-
men wie etwa den Lebensstandard nicht halten zu 
können, die steigenden Preise oder die Sorge um 
die eigene wirtschaftliche Situation unterscheiden 
sich AfD-Neuwählende von etablierteren AfD-Wäh-
lenden kaum bis gar nicht – unter den verschiede-
nen AfD-Wählendengruppen wird von relativ weit 
verbreiteten Sorgen berichtet. Unter AfD-Neuwäh-

Abbildung 26

Aktueller Anteil mit „großen Sorgen“ in dem jeweiligen Bereich, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

Lesehilfe: 73 Prozent der AfD-Stammwählenden äußern große Sorgen wegen der steigenden Preise; unter AfD-Neuwählenden liegt der Wert bei 67 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: berufliche Zukunft***; eig. wirtsch.  
Situation***; Zusammenhalt***; Ungleichheit*; allg. wirtsch. Situation***; Lebensstandard***; Arbeitsplatzsicherheit***; Altersabsicherung***; steigende 
Preise***; Signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: Zusammenhalt*; Kriegsausweitung**; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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... allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung

Anteil „große Sorgen“ um ...

lenden besonders verbreitet, ist die Sorge um den 
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft. Hier äu-
ßern jetzige AfD-Neuwählende mit 63 Prozent si-
gnifikant häufiger große Sorgen als AfD-Stamm-
wählende und Wählende anderer Parteien (52 bzw. 
46 Prozent). Zudem sind auch die Unterschiede 
bei der Sorge vor einer Ausweitung des Ukraine-
Krieges bemerkenswert. Durch die Unterteilung 
der AfD-Wählergruppen wird ersichtlich, dass der 
Befund, dass AfD-Wählende hier seltener besorgt 
sind als Wählende anderer Parteien insbesondere 
auf AfD-Stammwählende zurückzuführen ist. Unter 
ihnen sorgt sich lediglich rund jede und jeder Vier-
te vor einer Ukraine-Kriegsausweitung. Unter AfD-
Neuwählenden unterscheidet sich die Verbreitung 
der Sorge jedoch nicht von Wählenden anderer 
Parteien (38 vs. 37 Prozent).

Um Hinweise darauf zu bekommen, inwieweit 
der gerade beschriebene Befund der besonders 
besorgten AfD-Wählenden kein kurzfristiges Phä-
nomen darstellt, werden in Abbildung 27 die Entwick-
lung der Sorgen für vier Themen exemplarisch dar-
gestellt, die bereits seit den ersten Erhebungswel-
len erfragt wurden: Drei Sorgen fokussieren dabei 
den gesellschaftlichen Blick der Befragten (gesell-
schaftlicher Zusammenhalt, soziale Ungleichheit, 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung) während 
eine die persönliche wirtschaftliche Sorge thema-
tisiert. 

Zum einen wird generell deutlich, dass jetzige 
Wählende der AfD bereits seit Beginn der Pande-
mie deutlich häufiger von großen Sorgen berich-
ten als Wählende anderer Parteien. Zu allen Er-
hebungszeitpunkten lagen die Sorgenwerte aller 
aktuellen AfD-Wählendengruppen über denen der 
Wählenden anderer Parteien. 

Zum anderen ermöglicht die Unterscheidung 
der aktuellen Wählendengruppen der AfD einen 
detaillierten Blick auf deren Sorgenentwicklung. 
Es zeigt sich, dass sie sich zwar in ihren Sorgen 
zum Zeitpunkt der Ausgangserhebung zu Beginn 
der Pandemie weitgehend ähnelten, anschließend 
jedoch äußerten jetzige AfD-Neuwählende Sorgen 
mit Blick auf die Gesellschaft und die Wirtschaft im 
Allgemeinen in geringerem Ausmaß als etablierte-
re AfD-Wählende (siehe rote Ellipsen in Abbildung 
27). Seit Frühjahr 2022 nahmen die Sorgen für AfD-
Neuwählende jedoch deutlich zu und erreichten zu-
letzt die Werte von etablierteren AfD-Wählenden. 
Der hier relevante Zeitraum des Frühjahrs 2022 fällt 
zusammen mit dem russischen Überfall auf die Uk-
raine und der damit einhergehenden Energiekrise 
sowie dem sprunghaften Anstieg der Inflationsrate 
auf zweistellige Werte. 

Betrachtet man die jüngsten Veränderungen, 
wird ersichtlich, dass sich die gesellschaftlichen 
Sorgen der AfD-Neuwählenden zuletzt eher kont-
rär zu denen etablierterer AfD-Wählendengruppen 

Lesehilfe: Unter AfD-Neuwählenden sorgten sich zu Pandemiebeginn rund 60 Prozent um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung. Anschließend sank der 
Anteil auf unter 40 Prozent im Juli 2021, bevor er zuletzt wieder auf Werte deutlich über 60 Prozent angestiegen ist. 
Anmerkungen: Wellen 1 – 10. 

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 27

Anteil mit „großen Sorgen“ in dem jeweiligen Bereich im Zeitverlauf, nach aktueller AfD-Wählendengruppe 
Angaben in Prozent

... eigene wirtschaftliche 
Entwicklung 

... sozialen Zusammenhalt der 
Gesellschaft

... Entwicklung der 
sozialen Ungleichheit 

  unter AfD-Stammwählenden (N=165 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231– 304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=174 – 227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.133 – 2.916)
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entwickelten: Während sich letztere in geringerem 
Maße um den Zusammenhalt oder die Ungleich-
heit sorgen, steigt unter AfD-Neuwählenden die 
Verbreitung dieser Sorgen weiter an.

Bemerkenswert ist hier zudem, dass sich jet-
zige AfD-Neuwählende jedoch nicht wesentlich 
im Ausmaß der Sorgen um ihre individuelle Lage 
– hier die eigene wirtschaftliche Situation – im Zeit-
verlauf von anderen etablierteren AfD-Wählenden 
unterscheiden. Mit anderen Worten: Der Unter-
schied zwischen jetzigen AfD-Neuwählenden und 
etablierteren AfD-Wählenden liegt also nicht etwa 
im Sorgeausmaß bezogen auf die eigene Situati-
on – die lag bereits zu frühen Zeitpunkten der Pan-
demie auf einem ähnlichen, relativ hohen Niveau. 
Vielmehr zeigt sich, dass diejenigen, die erst vor 
kurzem zur AfD wechselten, lange Zeit nicht ganz 
so negativ auf die Gesellschaft und die wirtschaft-
liche Entwicklung geblickt haben als sie es jetzt 
tun und als dies etabliertere AfD-Wählendengrup-
pen damals schon taten.

Entwicklung der Belastungen

Neben den gerade berichteten Sorgen wurde im 
WSI-Erwerbspersonenpanel auch explizit nach 
Belastungen gefragt. Analog zu den Sorgen ist es 
wichtig zu betonen, dass es sich dabei um subjek-
tiv wahrgenommene und berichtete Belastungen 
handelt, die sicherlich zu einem Großteil mit ob-
jektiven Werten korrelieren würden, jedoch nicht 
zwangsläufig mit ihnen identisch sind. Anders for-
muliert: Menschen bewerten Belastungen subjek-
tiv unterschiedlich – was für den einen bereits eine 
hohe Belastung ist, mag für die andere noch längst 
keine darstellen. 

Im folgenden Abschnitt wird zunächst über die 
Belastungen in verschiedenen Lebensbereichen 
berichtet, für die zahlreiche Beobachtungszeit-
punkte vorliegen, bevor auf Sonderbelastungen 
eingegangen wird, die zu einzelnen Befragungs-
zeitpunkten erhoben wurden. 

Betrachtet man zunächst das aktuelle berichtete 
Ausmaß an Belastungen unter Wählenden der AfD, 
so fällt auf, dass sie in allen vier von uns erfrag-
ten Bereichen inklusive der Gesamtsituation signi-
fikant häufiger von „starken“ oder gar „äußersten“ 
Belastungen berichten als dies Wählende anderer 
Parteien tun (Abbildung 28). In den Bereichen der fi-
nanziellen und der Gesamtsituation ist der Anteil, 
derjenigen, die von besonders hohen Belastungen 
berichten, unter AfD-Wählenden fast doppelt so 
hoch wie unter Wählenden anderer Parteien.

Unterschieden nach AfD-Wählendengruppen 
(Abbildung 29) zeigen sich im Detail einige Unter-
schiede im Ausmaß der Belastungen. Unter den 
Neuwählenden der AfD fällt ein durchweg hohes 
Belastungsniveau auf, das sich in seinem Ausmaß 
kaum vom Niveau etablierterer Wählendengrup-
pen unterscheidet und meist signifikant höher liegt 
als bei Wählenden anderer Parteien. Im Bereich 
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Lesehilfe: Unter AfD-Wählenden bezeichnen 33 Prozent ihre Gesamtsituation als stark oder äußerst 
belastend; unter Wählenden anderer Parteien sind es 18 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Par-
teien: Familie***, Finanzen***, Arbeit**, Gesamt***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden bezeichnen 33 Prozent ihre Gesamtsituation als stark oder äu-
ßerst belastend; unter AfD-Neuwählenden sind es 29 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer 
Parteien: Familie***, Finanzen***, Gesamt***; Signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stamm-
wählende: alle ns.; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 28

Anteil mit „starken“ oder „äußersten“ Belastungen in dem jeweiligen Bereich,  
nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

Abbildung 29

Anteil mit „starken“ oder „äußersten“ Belastungen in dem jeweiligen Bereich,  
nach AfD-Wählendengruppe 
Angaben in Prozent

  AfD-Wählende (N=811) 
  Wählende anderer Parteien (N=2.916)

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)
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der finanziellen Situation berichtet beispielsweise 
mehr als jede und jeder Dritte AfD-Neuwählende 
von „starken“ oder „äußersten“ Belastungen (rund 
jede und jeder Fünfte unter Wählenden anderer 
Parteien). Auffällig ist zudem die relativ geringe 
Belastung der Arbeitssituation unter AfD-Stamm-
wählenden, die auf ähnlichem Niveau von Wählen-
den anderer Parteien liegt. 

Ein Blick auf die Entwicklung der finanziellen 
Belastungen im Zeitverlauf (Abbildung 30) zeigt in-
teressanterweise, dass diese unter den jetzigen 
AfD-Neuwählenden bereits in den Jahren 2020 
und 2021 meist deutlich überdurchschnittlich aus-
geprägt waren und auf dem Niveau der etablier-
teren AfD-Wählenden lagen. Bezüglich der finan-
ziellen Belastungen zeigt sich hier also analog zu 
den Befunden zur Sorge um die eigene wirtschaft-
liche Situation, dass diejenigen, die zuletzt zur AfD 
wechselten, bereits vor dem starken Anstieg der 
Inflation im Jahr 2022 überdurchschnittlich häufig 
finanziell belastet waren – nur entschied man sich 
damals unter ihnen noch nicht dazu, AfD zu wäh-
len.

Sonderbelastungen und Entlastungspakete

Im Jahr 2022 wurden im WSI-Erwerbspersonenpa-
nel zu zwei Zeitpunkten weitere aktuelle Be- und 
Entlastungen der Erwerbspersonen erfragt. Im Ap-
ril 2022 – mitten in der Hochinflationsphase – wur-
den die finanziellen Belastungen durch die aktuel-
len Entwicklungen in den Bereichen Sprit, Energie 
und Lebensmittel abgefragt (Abbildung 31). Das be-
reits beschriebene Bild der besonders belasteten 
AfD-Wählenden bestätigt sich auch hier: Unter 
ihnen war der Anteil, der von „starken“ oder „äu-
ßersten“ finanziellen Belastungen in diesen Berei-
chen berichtet, mit 66 bis 74 Prozent deutlich und 
signifikant erhöht (unter Wählenden anderer Par-
teien: 44 bis 52 Prozent). Auch für die AfD-Neu-
wählenden bestätigt sich weitgehend das bisheri-
ge Bild: Sie berichteten auch hier signifikant häufi-
ger – im Vergleich zu Wählenden anderer Parteien – 
von großen finanziellen Belastungen; im Vergleich 
mit etablierteren AfD-Wählergruppen waren diese 
jedoch zu dem Zeitpunkt geringer verbreitet. 

Im November 2022 in Welle 9 wurde zudem die 
persönliche Entlastung durch die von der Bundes-
regierung beschlossenen Entlastungspakete er-
fragt. Hier gilt es erneut zu betonen, dass explizit 
die wahrgenommene Entlastung erfragt wurde. Es 
wurde also nicht gefragt, ob man Unterstützungen 
erhalten hat, sondern ob der eigene Haushalt ent-
lastet wurde. Dabei wurde mit zwei Fragen ope-
riert – eine zielte auf die bisherigen Entlastungen 
(retrospektiv) und eine zweite auf die noch zu er-
wartenden Entlastungen (prospektiv) ab. Die Be-
funde zeichnen ein eindeutiges Bild: Jetzige AfD-
Wählende gaben weniger als halb so häufig an 
wie Wählende anderer Parteien, dass ihr Haushalt 
entlastet wurde oder dass sie noch Entlastungen 
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Anteil der AfD-Wählenden nach Typ mit starker/äußerster Belastung finanzielle Situation

unter AfD-Stammwählenden (N=165-217) unter AfD-Wiederholungswählenden (N=236-304)

unter AfD-Neuwählenden (N=174-227) unter Wählenden anderer Parteien (N=2.133-2.916)

Lesehilfe: Zu Pandemiebeginn äußerten rund 30 Prozent der AfD-Neuwählenden starke oder äußerste 
finanzielle Belastungen. Nach zwischenzeitlichen Rückgängen bis auf 20 Prozent im Sommer 2021, stieg 
der aktuelle Wert in dieser Gruppe auf 35 Prozent an.  
Anmerkungen: Wellen 1 – 10. 

Lesehilfe: Unter aktuellen AfD-Wählenden gaben im April 2022 69 Prozent starke oder äußerste finanzielle 
Belastungen durch Lebensmittel an. Unter aktuell andere Parteien Wählenden lag der Wert bei 44 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 8 und 10, April 2022 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. 
Wählende anderer Parteien: Benzin / Diesel***, Energie***, Lebensmittel***; signifikante Differenzen 
AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: Benzin/Diesel**, Energie***, Lebensmittel***;  
signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: Benzin / Diesel**, Lebensmittel***;  

*= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 30

Anteil mit „starken“ oder „äußersten“ Belastungen im finanziellen Bereich im  
Zeitverlauf, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

Abbildung 31

Anteil der Erwerbspersonen, die im April 2022 von „starken“ und „äußersten“ 
finanziellen Belastungen durch aktuelle Entwicklungen berichteten, nach aktueller 
AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

finanzielle Belastung durch aktuelle Entwicklungen: 

  unter AfD-Wählenden insgesamt (N=811)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=1227)

  unter AfD-Stammwählenden (N=166 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=236– 304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=174 – 227)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.133 – 2.916)
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erwarten (Abbildung 32). Zudem zeigt sich hier, je 
etablierter die AfD-Wählenden, desto seltener 
wurden Entlastungen wahrgenommen oder erwar-
tet. Aber auch für AfD-Neuwählende liegt die Ent-
lastungswahrnehmung – sowohl retrospektiv als 
auch prospektiv – signifikant unter der von Wäh-
lenden anderer Parteien. 

Zudem wurde berechnet, ob die Erwerbsper-
sonen verglichen mit dem Vorpandemieniveau 
Einkommensverluste erlitten haben.  20 Dieser Indi-
kator beruht zwar ebenfalls auf Angaben der Be-
fragten, jedoch ist er durch die Angabe von Ein-
kommensgrößen in gewisser Hinsicht objektiver 
und weniger anfällig dafür, durch subjektive Wahr-
nehmungen beeinflusst zu sein als beispielsweise 
die Frage danach, wie stark die Befragten entlastet 

20	 Dazu wurde das angegebene aktuelle Haushaltsnetto-
äquivalenzeinkommen der Befragten mit dem angegebe-
nen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen der Befragten 
von vor der Pandemie verglichen. War letzteres höher als 
das aktuelle, kam es zu einem Einkommensverlust. Wich-
tig: das Vorkrisen-Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen 
wurde ex post im Juli 2021 (Welle 5) erfragt. 

wurden. Die Befunde zeigen jedoch, dass sich hier 
sich ebenfalls für aktuell AfD-Wählende signifikant 
häufiger ein Einkommensverlust als für Wählende 
anderer Parteien ergeben hat (26 vs. 20 Prozent; 
Abbildung 32). Dies gilt jedoch nicht für aktuell AfD-
Neuwählende, bei denen es ähnlich häufig wie bei 
Wählenden anderer Parteien zu Einkommensein-
bußen kam. 

Zusammengenommen unterstreichen die hier 
berichteten Befunde das Bild der besonders stark 
besorgten und belasteten Wähler*innenschaft der 
AfD. Für die AfD-Neuwählenden zeigen sich meist 
ebenfalls hohe Sorgen und Belastungen. Als auf-
fällig erscheint unter ihnen die zuletzt besonders 
verbreitete Sorge um den sozialen Zusammenhalt. 
Bezogen auf die finanziellen Belastungen und Sor-
gen wird erkennbar, dass diese bei Neuwählenden 
auch bereits zu früheren Zeitpunkten bestanden 
haben – zu Zeitpunkten, als diese Befragten noch 
nicht angaben, AfD wählen zu wollen. Gleichzeitig 
zeigt sich für die AfD-Neuwählenden keine auffäl-
lig hohe Verbreitung von erlittenen Einkommens-
verlusten, wie sie sich für etabliertere AfD-Wäh-
lende zeigt.

Lesehilfe: Im November 2022 gaben 15 Prozent der aktuell AfD-Wählenden an, dass ihr Haushalt durch Entlastungspakete entlastet wurde.  
Unter Wählenden anderer Parteien gaben dies 38 Prozent an.  
Anmerkungen: Wellen 9 und 10, November 2022 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: Entlastung  
prospektiv***, retrospektiv***; Einkommensverlust**; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: Entlastung prospektiv***,  
retrospektiv**; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: Entlastung retrospektiv**, prospektiv *; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

  unter AfD-Wählenden insgesamt (N=811)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.916)

  unter AfD-Stammwählenden (N=217)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=304)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=227)
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Abbildung 32

Anteil der Erwerbspersonen, die von Entlastungen durch Entlastungspakete und von Einkommensverlusten berichten,  
nach aktueller Wahlpräferenz 
Angaben in Prozent
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4.5	 Welche Themen waren ihnen zur 
Bundestagswahl 2021 besonders wichtig?

Bereits im Abschnitt 3.3 wurde berichtet, wem die 
jetzigen AfD-Wählenden bei der Bundestagswahl 
2021 ihre Zweitstimme gegeben haben. Knapp 40 
Prozent gaben an, AfD zu wählen (Abbildung 5, links), 
weitere 45 Prozent machten ihr Kreuz noch an an-
derer Stelle – darunter v. a. vertreten: die FDP, die 
Union und die SPD. 

Kurz nach der Bundestagswahl 2021 wurde im 
WSI-Erwerbspersonenpanel zudem erfragt, wel-
che Themen für die neue Bundesregierung beson-
ders wichtig sein sollten. Erneut wird im Folgen-
den betrachtet, worin sich jetzige AfD-Wählende 
von Wählenden, die andere Parteien wählen, unter-
scheiden. Hierbei ist es wichtig zu betonen, dass 
auf die jetzigen AfD-Wählenden geblickt wird – und 
nicht etwa auf diejenigen, die damals AfD wählten. 
Viele der jetzigen AfD-Wählenden haben zwar da-
mals zur Bundestagswahl auch schon AfD gewählt 

(siehe Abbildung 5), jedoch entschied sich ein Groß-
teil bei der Stimmabgabe damals noch anders. 

Die Befunde zeigen hier für einige Themen kaum 
Differenzen – beispielsweise schätzen AfD-Wäh-
lende die Wichtigkeit der Themen Investitionen in 
Infrastruktur, Staatsschuldenabbau, Arbeitsplatz-
schaffung und -sicherung, bezahlbarer Wohnraum, 
Stärkung der Tarifbindung oder Anhebung des Min-
destlohns auf 12 Euro ähnlich wie Wählende ande-
rer Parteien ein. Betrachtet man die Themen, bei 
denen sich die Einschätzung der Wichtigkeit ähnelt, 
erhalten die Arbeitsplatzschaffung und -sicherung, 
die Verbesserung der Pflegesituation, die Investitio-
nen in Infrastruktur, die Bekämpfung der Kriminali-
tät und das Erhalten und Voranbringen des Indust-
riestandorts Deutschland eine besonders hohe Be-
deutung – sowohl unter AfD-Wählenden als auch 
bei Wählenden anderer Parteien. 

Für zahlreiche Themen zeigen sich jedoch gro-
ße Unterschiede (Abbildung 33). Ein Thema, dass 
jetzigen AfD-Wählenden zum Zeitpunkt der Bun-

Lesehilfe: 95 Prozent der jetzigen AfD-Wählenden gaben kurz nach der Bundestagswahl 2021 die Begrenzung der Zuwanderung nach Deutschland als wichtiges Thema an; unter jetzigen 
Wählenden anderer Parteien gaben dies 55 Prozent an. 
Anmerkungen: oberer Block: Themen, die jetzigen AfD-Wählenden wichtiger waren als Wählenden anderer Parteien; unterer Block: Themen, die jetzigen AfD-Wählenden weniger wich-
tig waren als Wählenden anderer Parteien; Dargestellt sind Werte 1 bis 3 auf 7-stufiger Skala mit Extremwerten 1 = „sehr wichtig“ und 7 = „überhaupt nicht wichtig“; Wellen 6 und 10, 
Oktober 2021 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: alle abgebildeten***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 33

Anteil, denen die aufgelisteten Themen beim Start der neuen Bundesregierung im Oktober 2021 wichtig waren, nach aktueller Wahlpräferenz 
Angaben in Prozent
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destagswahl 2021 deutlich wichtiger als Wählen-
den anderer Parteien war, sticht dabei besonders 
heraus: die Begrenzung der Zuwanderung nach 
Deutschland. 95 Prozent der jetzigen AfD-Wäh-
lenden gaben dies als wichtiges Thema an – un-
ter Wählenden anderer Parteien waren es 55 Pro-
zent. In der damaligen Einschätzung einer hohen 
Wichtigkeit einer möglichst schnellen Aufhebung 
der Corona-Beschränkungen unterscheiden sich 
AfD-Wählende ebenfalls von Wählenden anderer 
Parteien (88 vs. 65 Prozent). Weitere Themen, die 
jetzigen AfD-Wählenden wichtiger waren als Wäh-
lenden anderer Parteien sind zudem steuerliche 
Entlastungen von Unternehmen, Verhinderung des 
Rentenanstiegsalters, Einbeziehung von Selbst-
ständigen und Beamten in die gesetzliche Renten-
versicherung oder Stärkung der Mitbestimmung.

Auf der anderen Seite finden sich unter den 
Themen, die jetzigen AfD-Wählenden zur Bundes-

tagswahl 2021 deutlich seltener wichtig waren 
als anderen Wählenden: die Stärkung der EU, die 
Bekämpfung des Klimawandels und zwei mit der 
Pandemie verbundene Themen – die Beschleuni-
gung der Impfkampagne und die möglichst konse-
quente Pandemiebekämpfung. Ebenfalls weniger 
wichtig waren AfD-Wählenden u. a. die Themen 
Förderung gleicher Bildungschancen für alle oder 
die Spitzensteuersatzerhöhung.

Werden die verschiedenen jetzigen Wählenden-
gruppen der AfD differenziert, ergeben sich für die 
Neuwählenden der AfD ähnliche Muster, bei de-
nen jedoch die Extreme nicht so stark ausgeprägt 
sind wie bei den etablierteren Wählendengruppen 
der AfD (Abbildung 34). Dem Thema Zuwanderungs-
begrenzung wird unter den AfD-Neuwählenden 
ebenfalls eine sehr große Wichtigkeit zugewiesen: 
87 Prozent der jetzigen AfD-Neuwählenden – und 
damit sieben von acht – gaben dies als wichtiges 

Lesehilfe: 98 Prozent der AfD-Stammwählenden gaben kurz nach der Bundestagswahl 2021 die Begrenzung der Zuwanderung nach Deutschland als wichtiges Thema an;  
unter AfD-Neuwählenden gaben dies 87 Prozent an. 
Anmerkungen: oberer Block: Themen, die jetzigen AfD-Neuwählenden wichtiger waren als Wählenden anderer Parteien; unterer Block: Themen, die jetzigen AfD-Neuwählenden we-
niger wichtig waren als Wählenden anderer Parteien; Dargestellt sind Werte 1 bis 3 auf 7-stufiger Skala mit Extremwerten 1 = „sehr wichtig“ und 7 = „überhaupt nicht wichtig“; Wellen 
6 und 10, Oktober 2021 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: alle abgebildeten***; Signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. 
Stammwählende: Zuwanderung***, Aufhebung Corona-Beschränkungen***, Pandemiebekämpfung***, Impfkampagnenbeschleunigung***, Klimawandelbekämpfung***,  
EU-Stärkung***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

82

85

83

89

89

65

46

55

56

66

71

78

81

78

61

87

44

45

51

59

81

91

53

97

33

37

32

48

82

94

56

98

Stärkung der Europäischen Union (EU)

Bekämpfung des Klimawandels

Beschleunigung der Corona-Impfkampagne

möglichst konsequente Bekämpfung der Corona-Pandemie

stärkere Förderung gleicher Bildungschancen für alle

möglichst schnelle Aufhebung der Corona-Beschränkungen

steuerliche Entlastung von Unternehmen

Begrenzung der Zuwanderung nach Deutschland

unter AfD-Stammwählenden (N=166) unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231)

unter AfD-Neuwählenden (N=176) unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140)

82

85

83

89

89

65

46

55

56

66

71

78

81

78

61

87

44

45

51

59

81

91

53

97

33

37

32

48

82

94

56

98

Stärkung der Europäischen Union (EU)

Bekämpfung des Klimawandels

Beschleunigung der Corona-Impfkampagne

möglichst konsequente Bekämpfung der Corona-Pandemie

stärkere Förderung gleicher Bildungschancen für alle

möglichst schnelle Aufhebung der Corona-Beschränkungen

steuerliche Entlastung von Unternehmen

Begrenzung der Zuwanderung nach Deutschland

unter AfD-Stammwählenden (N=166) unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231)

unter AfD-Neuwählenden (N=176) unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140)

Abbildung 34

Anteil, denen die aufgelisteten Themen beim Start der neuen Bundesregierung im Oktober 2021 wichtig waren, nach aktueller AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent
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Thema an (Wählende anderer Parteien: 55 Prozent). 
Wohlgemerkt gaben sie dies damals als wichtiges 
Thema an, als sie noch nicht AfD wählten. Auch 
bei der überdurchschnittlichen Bewertung der 
Wichtigkeit steuerlicher Entlastungen von Unter-
nehmen und der unterdurchschnittlichen Bewer-
tung der Wichtigkeit stärkerer Förderung gleicher 
Bildungschancen für alle ähneln AfD-Neuwählen-
de den etablierteren AfD-Wählergruppen deutlich 
mehr als Wählenden anderer Parteien. 

Besonders interessant ist zudem die Bewertung 
der Themen Bekämpfung des Klimawandels und 
Stärkung der EU, bei denen jetzige AfD-Wählen-
de insgesamt eine deutlich unterdurchschnittliche 
Wichtigkeit angaben. Hier zeigt sich, dass AfD-
Neuwählende diesen Themen zwar ebenfalls eine 
unterdurchschnittliche Wichtigkeit zuweisen, die-
se jedoch noch deutlich über den teilweise extrem 
niedrigen Werten der etablierteren und v. a. der 
Stammwählenden der AfD liegen. Ähnliches lässt 
sich zur Wichtigkeit der Pandemiethemen kons-
tatieren: Die große Wichtigkeit einer möglichst 
schnellen Aufhebung aller Beschränkungen und 
die geringe Priorisierung der Beschleunigung der 
Impfkampagne oder der konsequenten Bekämp-
fung der Pandemie, wie sie sich unter AfD-Stamm-
wählenden zeigt, war in der Ausgeprägtheit für die 
jetzigen AfD-Neuwählenden nicht vorhanden.

Während also zum Thema Zuwanderungsbe-
grenzung recht schnell und eindeutig eine Einig-
keit unter AfD-Wählenden herzustellen ist, schei-
nen die Extrempositionen bei den Themen EU, 
Klimawandelbekämpfung und auch Pandemiebe-
kämpfung bei den etablierteren Stammwählenden 
der AfD deutlich besser zu verfangen als bei den 
jüngst hinzugekommenen AfD-Neuwählenden. Es 
ist einerseits zwar auch möglich, dass die Neu-
wählenden in den zuletzt genannten Bereichen 
in der Zwischenzeit auch ihre Meinungen an die 
Positionen der AfD angepasst haben, andererseits 
könnte das relativ geringe Vertrauen der AfD-Neu-
wählenden in die AfD (siehe Abschnitt 4.3) auch ein 
Indiz dafür sein, dass die Überschneidung in den 
Positionen eben weiterhin nicht für viele Bereiche 
zutrifft, sondern vor allem für das Thema Zuwan-
derungsbegrenzung.  

4.6	 Wie war ihr Blick auf die Pandemie?

Zur Beantwortung der Frage, wie heutige AfD-
Wählende während früherer Pandemiephasen auf 
die Pandemie geblickt haben, wird zunächst kon-
kret auf die Bewertung des Krisenmanagements 
der Bundesregierung und der Schutzmaßnahmen 
geblickt, bevor auf Aspekte von Zweifeln, Skepsis 
und Verschwörungsmythen im Zusammenhang 
mit dem Virus eingegangen wird (vgl. auch Hö-
vermann 2021, 2022). Abschließend werden die 
Aspekte der Ansteckungssorge, der solidarischen 
Regelkonformität in Bezug auf die Schutzmaßnah-

men und schließlich das Impfverhalten betrachtet. 
In diesem Report wurden bereits an anderen 

Stellen einige Hinweise hinsichtlich der AfD-Wäh-
lenden auf die Pandemie gegeben. Im vorherigen 
Abschnitt zeigte sich etwa, dass AfD-Wählende 
zur Bundestagswahl 2021 das Thema der mög-
lichst schnellen Aufhebung der Corona-Beschrän-
kungen besonders hoch und die Themen Impf-
kampagnenbeschleunigung und konsequente Pan-
demiebekämpfung besonders niedrig priorisierten. 
Entsprechende Einstellungen sind folglich auch in 
den detaillierteren Betrachtungen zu erwarten. 

Einschätzung zu Krisenmanagement und 
Schutzmaßnahmen

Schaut man auf die Einschätzung zum Pandemie-
Krisenmanagement der Bundesregierung in den 
ersten zwei Jahren der Pandemie, zeigt sich im 
ersten Pandemiejahr noch eine große Mehrheit der 
Wählenden anderer Parteien zufrieden mit dem 
Krisenmanagement der Bundesregierung bevor ab 
2021 nur noch weniger als die Hälfte der Wählen-
den anderer Parteien hier Zufriedenheit angibt (Ab-
bildung 35). Betrachtet man jetzige AfD-Wählende, 
äußerten sie zwar schon zu Pandemiebeginn deut-

Lesehilfe: Zu Pandemiebeginn gaben 38 Prozent der jetzigen AfD-Wählenden an, zufrieden oder sehr 
zufrieden mit dem Pandemie-Krisenmanagement der Bundesregierung gewesen zu sein. Dieser Wert 
verringerte sich anschließend auf nur noch 10 Prozent im Januar 2022. 
Anmerkungen: Wellen 1, 2, 3, 5, 7 und 10. 

Quelle: eigene Berechnung

38 36

25

14
10

76 76

67

49

42

22

16
13

2 5

39

34

18 15

5

57 58

46

26

20

April 2020 Juni 2020 November 2020 Juli 2021 Januar 2022

unter AfD-Wählenden
insgesamt (N=602-725)

unter Wählenden anderer
Parteien (N=2.133-2.691)

unter AfD-
Stammwählenden (N=165-
202)

unter AfD-
Wiederholungswählenden
(N=231-278)

unter AfD-Neuwählenden
(N=174-212)

Abbildung 35

Anteil „Zufriedene“ oder „sehr Zufriedene“ mit Pandemie-Krisenmanagement der 
Bundesregierung, nach aktueller AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent
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  unter Wählenden anderer Parteien (N=2.133 – 2.691)
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lich seltener Zufriedenheit als Wählende anderer 
Parteien, jedoch betrug der Anteil der Zufriedenen 
unter ihnen immerhin 36 bis 38 Prozent (Wählen-
de anderer Parteien: 76 Prozent). Knapp zwei Jahre 
später – Anfang 2022 – waren es mehr als neun 
von zehn jetzigen AfD-Wählenden, die Unzufrie-
denheit mit dem Pandemie-Krisenmanagement der 
Bundesregierung äußerten.

Erwartungsgemäß war unter Stammwählenden 
der AfD nicht nur die Zufriedenheit deutlich am 
geringsten ausgeprägt, die Unzufriedenheit domi-
nierte darüber hinaus unter ihnen auch von Beginn 
der Pandemie an. Deutlich positiver war da die Ein-
schätzung von jetzigen AfD-Neuwählenden zu Be-
ginn der Pandemie: Im April und Juni 2020 äußerte 
hier noch eine Mehrheit Zufriedenheit; im Novem-
ber 2020 immerhin noch 46 Prozent. Anschließend 
sank Anfang 2022 die Zufriedenheit ebenfalls deut-
lich auf nur noch jeden und jede Fünfte.  

Während der ersten zwei Pandemiejahre wur-
den die Einstellungen zu den Einschränkungen der 
Grundrechte in Folge der Schutzmaßnahmen er-
fragt, z. B. die Frage danach, als wie berechtigt oder 

unberechtigt man diese einschätzt, inwieweit man 
diese als Bedrohung der Demokratie wahrnimmt 
oder ob man die Demonstrationen und Proteste 
dagegen unterstützt (Abbildung 36). Das generelle 
Bild ist einheitlich: Unter jetzigen Wählenden der 
AfD herrschte bald nach Ausbruch der Pandemie 
mehrheitlich die Wahrnehmung vor, die Einschrän-
kungen seien unberechtigt und stellten eine Bedro-
hung der Demokratie dar. Zunächst stimmten zwei 
von drei, später sogar drei von vier unter ihnen der 
Sorge zu, dass die Grundrechteeinschränkungen 
nicht vollständig wieder zurückgenommen würden. 
Als außergewöhnlich hoch erscheint zudem die 
Unterstützung der Demonstrationen und Proteste 
gegen die Einschränkungen. Belief sich diese auf 
rund sieben bis zehn Prozent unter Wählenden an-
derer Parteien, liegt der Wert hier unter AfD-Wäh-
lenden zwischen 32 und 39 Prozent.

Interessant ist zudem nun erneut der Blick auf 
die jetzigen AfD-Neuwählenden. Diese bewerteten 
zwar auch überdurchschnittlich häufig die Grund-
rechteeinschränkungen als unberechtigt und als 
Bedrohung der Demokratie, jedoch waren diese 

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden bezeichneten zu Pandemiebeginn knapp 30 Prozent die Einschränkungen der Grundrechte als unberechtigt.  
Dieser Wert stieg bis Januar 2022 in dieser Gruppe auf 80 Prozent an. 
Anmerkungen: Als wie berechtigt die Einschränkungen der Grundrechte eingestuft wird, wurde auf einer 11-stufigen Skala erfragt. Hier abgetragen als 
 „unberechtigt“ sind Werte 0 – 4; Wellen 1, 2, 3, 5, 7 und 10.  

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 36
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Einschätzungen deutlich seltener verbreitet als un-
ter etablierteren AfD-Wählenden. Somit bestätigt 
sich das Bild, dass bei einigen der jetzigen AfD-
Neuwählenden in den Jahren 2020 bis 2022 beim 
Thema Corona durchaus schon einige Widerstän-
de gegen den Regierungskurs zu verspüren waren, 
der Kurs aber bei weitem nicht so eindeutig abge-
lehnt wurde, wie von Gruppen, die damals schon 
AfD wählten. Besonders deutlich zeigt es sich da-
ran, dass unter jetzigen AfD-Neuwählenden 15 bis 
20 Prozent die Demonstrationen und Proteste ge-
gen die Einschränkungen unterstützten, während 
dieser Wert unter den Stammwählenden rund drei 
Mal so hoch war.

Zweifel, Verschwörungsmythen und 
solidarisches Schutzverhalten

Ein identisches Bild ergibt sich auch mit Blick auf 
Zweifel und Verschwörungsmythen im Pandemie-
kontext. Jetzige AfD-Wählende äußerten nicht nur 
zu Beginn der Pandemie deutlich häufiger explizit 
„keine Sorgen“ vor einer Ansteckung als Wählen-

de anderer Parteien (nicht dargestellt), sie glaubten 
auch mehrheitlich nicht, „dass das Virus so gefähr-
lich ist, wie es häufig behauptet wird“ (Abbildung 37). 
Unter Wählenden anderer Parteien lag die Zustim-
mung hier zwischen 15 und 24 Prozent. Rund 40 
Prozent der jetzigen AfD-Wählenden ging sogar so 
weit, dem folgenden Verschwörungsmythos zuzu-
stimmen: „Ich kann mir vorstellen, dass hinter der 
Pandemie eine Elite steht, die eine neue Weltord-
nung schaffen will“ (unter Wählenden anderer Par-
teien: acht bis elt Prozent).  21 

Diese Einstellungen zur Pandemie und zum Vi-
rus schlugen sich auch im berichteten Verhalten 
bezüglich der Schutzmaßnahmen nieder: So gaben 
AfD-Wählende deutlich überdurchschnittlich häu-
fig an, sich nicht an die AHA-Regeln (Abstand hal-
ten, Händehygiene, Alltagsmaske) zu halten (zwölf 

21	 Aufgrund der Behauptung, die Pandemie sei womöglich 
absichtlich von einer Elite herbeigeführt, um Machtinte-
ressen durchzusetzen, ist diese Auslegung eindeutig als 
konspirativer Verschwörungsmythos einzuordnen.

Lesehilfe: Zwischen Juni 2020 und Januar 2022 gaben rund 80 Prozent der AfD-Stammwählenden an, dass sie nicht glauben, dass „das Virus so gefährlich ist, 
wie es häufig behauptet wird". 
Anmerkungen: Wellen 3, 5, 7 und 10. 

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 37
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sein (Abbildung 38) – unter Wählenden anderer Par-
teien lag dieser Wert bei vier Prozent.   

Betrachtet man die jetzigen Neuwählenden der 
AfD, bestätigt sich erneut das bereits zuvor in die-
sem Abschnitt skizzierte Bild. Zwar werden auch 
unter ihnen überdurchschnittlich häufig, jedoch 
eben nicht mehrheitlich wie unter etablierteren 
AfD-Wählendengruppen Zweifel oder Verschwö-
rungsmythen geteilt. Dass unter ihnen weitgehend 
der Regierungskurs zur Pandemiebekämpfung mit-
getragen – oder zumindest nicht aktiv bekämpft 
wurde – wird vor allem auch in den handlungs-
bezogenen Aussagen deutlich: 90 bis 95 Prozent 
der jetzigen AfD-Neuwählenden gaben an, sich an 
die AHA-Regeln zu halten (unter AfD-Stammwäh-
lenden: 68 bis 84 Prozent). Auch finden sich unter 
Neuwählenden deutlich weniger Befragte, die sich 
nicht gegen das Coronavirus impfen ließen als un-
ter AfD-Stammwählenden (acht vs. 42 Prozent, Ab-
bildung 38). 

4.7	 Wie war ihr Blick auf den Krieg in der 
Ukraine?

Im Jahr 2022 wurden zu zwei Erhebungszeitpunk-
ten im WSI-Erwerbspersonenpanel Einstellungen 
im Zusammenhang mit dem russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine erhoben (vgl. Hövermann 
2022) – einmal im April kurz nach Beginn des rus-
sischen Angriffs und einmal im November als die 
Sorge um die Energieversorgung in der öffentli-
chen Diskussion immer präsenter wurde. Im Fol-
genden werden nun in zwei Schritten die Einstel-
lungen der AfD-Wählenden mit Wählenden anderer 
Parteien verglichen, indem zunächst der Blick auf 
das Krisenmanagement analysiert wird und an-
schließend die Einstellungen zu Geflüchteten und 
das Verschwörungsdenken in Bezug auf den Krieg 
in der Ukraine in den Fokus genommen werden.

Krisenmanagement

Befragt nach der konkreten Zufriedenheit mit dem 
Krisenmanagement der Bundesregierung zum The-
ma Ukraine kurz nach Beginn des russischen An-
griffskriegs (Abbildung 39) ergibt sich im April 2022 
ein ähnliches Bild, wie das, was sich zum Thema 
Vertrauen in die Bundesregierung (Abschnitt 4.3) 
ergab: Auch wenn unter Wählenden anderer Par-
teien ebenfalls mit knapp zwei Dritteln eine weit 
verbreitete Unzufriedenheit mit dem Krisenma-
nagement herrschte, war diese unter Wählenden 
der AfD mit sechs von sieben nochmals deutlich 
verbreiteter. Bemerkenswert ist zudem aber, dass 
Befragte, die erst kürzlich zur AfD gewechselt sind, 
bereits zu diesem Zeitpunkt – also rund 15 Mona-
te zuvor und zu einem Zeitpunkt, an dem sie noch 
nicht AfD wählten – deutlich überdurchschnittlich 
häufig Unzufriedenheit mit der Ukraine-Politik der 
Bundesregierung äußerten (79 Prozent). 

8

25

42

4

25

Unter AfD-Neuwählenden (N=186)

Unter AfD-Wiederholungswählenden (N=273)

Unter AfD-Stammwählenden (N=185)

unter Wählenden anderer Parteien (N=2.432)

unter AfD-Wählenden insgesamt (N=666)

Lesehilfe: Unter jetzigen AfD-Wählenden gaben im November 2022 25 Prozent an, sich nicht gegen das 
Coronavirus geimpft zu haben; unter Wählenden anderer Parteien lag der Wert bei 4 Prozent. 
Anmerkungen: Originalwortlaut der Frage „Haben Sie sich gegen das Coronavirus impfen lassen (ja/
nein/keine Angabe)?“ Wellen 9 und 10; signifikante Differenz AfD-Wählende vs. Wählende anderer 
Parteien: ***; signifikante Differenz AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: **; signifikante 
Differenz AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: ***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 38

Anteil gegen Corona-Virus ungeimpfte Befragte im November 2022 (Welle 9),  
nach aktueller AfD-Wählendengruppe 
Angaben in Prozent

Lesehilfe: 86 Prozent der jetzigen AfD-Wählenden gab im April 2022 Unzufriedenheit mit dem Krisenma-
nagement der Bundesregierung bezüglich des Ukrainekriegs an; unter Wählenden anderer Parteien lag 
der Wert bei 63 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 8 und 10, April 2022 und Juli 2023; signifikante Differenz AfD-Wählende vs. Wäh-
lende anderer Parteien: ***; signifikante Differenz AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: ***; 
signifikante Differenz AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: *; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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bis 20 Prozent vs. zwei bis drei Prozent unter Wäh-
lenden anderer Parteien). Auch auf das Impfver-
halten hatte dies einen Einfluss wie die folgenden 
Werte aus November 2022 zeigen – knapp zwei 
Jahre nach Beginn der Impfungen in Deutschland. 
Unter den jetzigen AfD-Wählenden gab jede und je-
der Vierte an, ungeimpft gegen das Coronavirus zu 

Abbildung 39

Zufriedenheit mit Krisenmanagement der Bundesregierung Thema:  
Ukraine, nach aktueller AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent
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Einstellungen zu Geflüchteten aus der Ukraine 
und Verschwörungsdenken

Zudem wurde im Jahr 2022 nach Beginn des rus-
sischen Angriffskriegs auf die Ukraine zu zwei 
Zeitpunkten erfragt, wie die Erwerbspersonen in 
Deutschland zu den geflüchteten Menschen aus 
der Ukraine stehen (Abbildung 40). Dabei war zu be-
obachten, dass zwischen den Erhebungszeitpunk-

ten im April und November 2022 – einem halben 
Jahr – die Einstellungen deutlich negativer, ableh-
nender und pessimistischer wurden.

Betrachtet man dezidiert die Einstellungen der 
jetzigen AfD-Wählenden, zeigen sich besonders 
große Differenzen zu Wählenden anderer Parteien. 
Gerade noch etwas mehr als die Hälfte der AfD-
Wählenden empfand im November 2022 Mitgefühl 
mit dem Schicksal der ukrainischen Geflüchteten 

Lesehilfe: 55 Prozent der jetzigen AfD-Wählenden stimmte im April 2022 der Aussage zu „Geflüchtete aus der Ukraine sollten sich hier in Deutschland  
erstmal hintenanstellen." Sieben Monate später stieg die Zustimmung zu der Aussage in dieser Gruppe auf 76 Prozent an. 
Anmerkungen: Wellen 8–10, April und November 2022 und Juli 2023; signifikante Differenz AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: alle in W8 und 
W9***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 40

Zustimmungsentwicklung zwischen April und November 2022 zu Aussagen zu Ukraine-Geflüchteten,  
nach aktueller Wahlpräferenz  
Angaben in Prozent
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„Das Schicksal der Geflüchteten aus der Ukraine bewegt mich.“

„Wir können nicht noch mehr Geflüchtete in Deutschland aufnehmen.“

„Deutschland sollte bei der Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine großzügig sein.“

„Die Integration der Geflüchteten aus der Ukraine wird uns in Deutschland gut gelingen.“

„Geflüchtete aus der Ukraine sollten sich hier in Deutschland erstmal hintenanstellen.“
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Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 41

Zustimmungsentwicklung zwischen April und November 2022 zu Aussagen zu Ukraine-Geflüchteten, nach aktueller AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

  unter AfD-Stammwählenden (N=185 – 200)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=273 – 282)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=186 – 206)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.432 – 2.672)

Lesehilfe: 64 Prozent der AfD-Stammwählenden stimmte im April 2022 der Aussage zu „Geflüchtete aus der Ukraine sollten sich hier in Deutschland erstmal hintenanstellen.“  
Sieben Monate später stieg die Zustimmung zu der Aussage in dieser Gruppe auf 88 Prozent an. 
Anmerkungen: Wellen 8–10, April und November 2022 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: alle für W8 und W9***;  
signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: alle für W8 und W9***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.
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(Wählende anderer Parteien 84 Prozent). Große Ei-
nigkeit (83 Prozent) bestand zu dem Zeitpunkt un-
ter jetzigen AfD-Wählenden, dass „wir nicht noch 
mehr Geflüchtete in Deutschland aufnehmen kön-
nen“ und dass Deutschland nicht großzügig sein 
sollte, bei der Aufnahme von Geflüchteten aus der 
Ukraine (73 Prozent), während dies unter Wählen-
den anderer Parteien Minderheiten angegeben ha-
ben (41 und 36 Prozent). Ebenfalls war unter jet-
zigen AfD-Wählenden weitgehend Pessimismus 
verbreitet bezüglich der Frage, ob die Integration 
der Geflüchteten gut gelingen wird: Nur jede oder 
jeder Fünfte war im November 2022 optimistisch; 
unter Wählenden anderer Parteien hingegen noch 
knapp zwei von drei Befragten. Schließlich verbrei-
tete sich unter jetzigen AfD-Wählenden im Laufe 
des Jahres 2022 immer weiter der Wunsch, dass 
sich „Geflüchtete aus der Ukraine hier in Deutsch-
land erstmal hintenanstellen sollten“. Lag die Zu-
stimmung unter Wählenden anderer Parteien im-
merhin bei 19 (April 2022) bzw. 31 Prozent (Novem-
ber 2022), lag sie unter AfD-Wählenden rund zwei-
einhalb Mal so hoch (55 bzw. 76 Prozent).

Unterscheidet man nun noch die verschiedenen 
AfD-Wählendengruppen (Abbildung 41), zeigt sich 
unter AfD-Stammwählenden das ablehnendste, 
kritischste und pessimistischste Bild auf Ukraine-
Geflüchtete: Im November 2022 empfinden nur 38 
Prozent von ihnen Mitgefühl mit dem Schicksal der 
Geflüchteten, nicht mal jede oder jeder Zehnte von 
ihnen ist bezüglich der Integration optimistisch und 
sieben von acht finden, dass sich Geflüchtete „hier 
in Deutschland erstmal hintenanstellen“ sollten. 

Betrachtet man die AfD-Neuwählenden, bis 
dato eine Gruppe, die zum Zeitpunkt der Erfra-
gung der Einstellungen zu Geflüchteten noch nicht 
– jetzt aber hingegen schon – AfD wählen, offen-
bart sich ein zwar nicht ganz so extremer, dennoch 
weitgehend negativer und ablehnender Blick auf 
Geflüchtete aus der Ukraine. Alle hier betrachteten 
Zustimmungswerte der jetzigen AfD-Neuwählen-
den unterscheiden sich signifikant von denen der 
Wählenden anderer Parteien. Große Teile der jet-
zigen AfD-Neuwählenden stimmten somit bereits 
vor mehr als einem Jahr den kritischen bis ableh-

22	 Die Aussagen sind insofern als verschwörerisches 
Denken einzustufen, als dass die eine Aussage von der 

„Ablenkung von der Pandemie“ spricht und unterstellt, 
dass dadurch bestimmte Tätigkeiten der Verschwörer im 
Zusammenhang mit der Pandemie leichter verdeckt ge-
halten werden und weniger Aufmerksamkeit bekommen. 
Drastischer noch, es kann sogar in dem Sinne verstanden 
werden, dass es den impliziten und konspirativen Vor-
wurf enthält, dass der eigentliche und wahre Kriegsgrund 
gar in der Pandemie selbst liegt. Die zweite Aussage er-
fasst insofern verschwörerisches Denken, da die jüngsten 
Krisen als nur scheinbar problematisch und gefährlich 
wahrgenommen und die Krisen als vorsätzlich und be-
wusst schlimmer dargestellt angesehen werden. Zudem 
wird eine Parallele zwischen der Pandemie und dem Uk-
rainekrieg gezogen, indem diese Krisen wiederholt einen 
potenziellen Vorwand für anderes Verhalten liefern.

nenden Haltungen der AfD bezüglich geflüchteten 
Menschen zu.

Abschließend dann noch ein Blick auf ver-
schwörungsideologische und russlandfreundliche 
Aussagen zur Schuldfrage des Angriffskriegs auf 
die Ukraine (Abbildung 42), die ebenfalls im April 
und November 2022 als Teil des WSI-Erwerbsper-
sonenpanels erfragt wurden. Hierzu wurden mit 
Bezug auf die abklingende Pandemie Anfang 2022 
Zustimmungen zu Aussagen erfragt, die verschwö-
rerisches Denken beinhalten (siehe auch Analysen 
mit denselben Aussagen: COSMO 2022; Lamberty 
et al. 2022).22 Zu den beiden Erhebungszeitpunk-
ten kam es zu geringeren Zustimmungsverände-
rungen als noch bei den Aussagen zu Ukraine-Ge-
flüchteten. Lediglich die Aussage, dass der Krieg 
in der Ukraine „genauso künstlich dramatisiert 
wird wie die Pandemie“ erhält im November 2022 
nochmals mehr Zustimmung als im April dessel-
ben Jahres.

Insgesamt fallen auch bei diesen Aussagen die 
jetzigen AfD-Wählenden mit deutlich überdurch-
schnittlicher Zustimmung auf: Konkret stimmen 
sie den beiden Aussagen rund drei bis fünf Mal 
so häufig zu wie Wählende anderer Parteien. Der 
Aussage, der Krieg in der Ukraine werde „genauso 
künstlich dramatisiert wie die Pandemie“, stimm-
ten zuletzt im November 2022 mehr als die Hälfte 
der AfD-Wählenden zu (16 Prozent unter Wählen-
den anderer Parteien). Auch die russlandfreund-
liche Deutung der Schuldfrage, dass die NATO 
Russland zum Krieg provoziert habe, erhält unter 
rund der Hälfte der AfD-Wählenden Zuspruch (un-
ter Wählenden anderer Parteien 14 Prozent).

Werden die Differenzen zwischen den AfD-
Wählendengruppen betrachtet, bestätigt sich das 
bereits für die Einstellungen zu Geflüchteten ge-
zeichnete Bild: Verschwörungsideologische so-
wie russlandfreundliche Aussagen erhalten unter 
AfD-Stammwählenden klar den größten Zuspruch. 
Auch wenn die Zustimmungswerte unter den jet-
zigen AfD-Neuwählenden im Vergleich dazu ge-
ringer ausfallen, sind sie doch ebenfalls deutlich 
überdurchschnittlich und waren dies bereits im 
April 2022. 

Zusammenfassend wird hier deutlich, wie die 
AfD seit Ausbruch des Kriegs in der Ukraine mit 
dem Thema Geflüchtete und ihren Deutungen 
des Ukraine-Kriegs bei ihren Wählenden punk-
ten kann. AfD-Wählende fallen hierbei durch au-
ßerordentlich große Zustimmung zu ablehnenden 
Einstellungen gegenüber Geflüchteten und zum 
Verschwörungsdenken auf. Deutlich wird zudem, 
dass jetzige Neuwählende der AfD bereits vor über 
einem Jahr zu großen Teilen den AfD-Positionen 
beispielsweise zur Schuldfrage zustimmten – auch 
wenn sie zu dem Zeitpunkt noch nicht angaben, 
AfD zu wählen. 
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„Die NATO hat Russland zu diesem Krieg provoziert.“ 

Lesehilfe: Unter jetzigen AfD-Wählenden stimmten knapp die Hälfte im April und im November 2022 der Aussage zu, dass die NATO Russland „zu diesem 
Krieg provoziert" hat. Unter Wählenden anderer Parteien lag die Zustimmung bei 13 bzw. 14 Prozent. 
Anmerkungen: Anmerkungen: Wellen 8–10, April und November 2022 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Par-
teien: alle in W8 und W9***; signifikante Differenzen AfD-Neuwählende vs. Wählende anderer Parteien: alle in W8 und W9***; signifikante Differenzen 
AfD-Neuwählende vs. Stammwählende: alle in W8 und W9***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001. 

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 42

Zustimmungsentwicklung zwischen April und November 2022 zu Aussagen zum Ukraine-Krieg, nach aktueller AfD-Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

  unter AfD-Wählenden insgesamt (N=666 – 725)
  ��unter Wählenden anderer Parteien (N=2.432 – 2.672)

  unter AfD-Stammwählenden (N=185 – 200)
  ��unter AfD-Wiederholungswählenden (N=273 – 282)
  ��unter AfD-Neuwählenden (N=186 – 206)
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„Der Krieg in der Ukraine dient nur der Ablenkung von der Corona-Pandemie.“

„Der Krieg gegen die Ukraine wird genauso künstlich dramatisiert wie die Pandemie.“
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5	FAZIT UND DISKUSSION

Die hier dargestellten Analysen anhand des WSI-
Erwerbspersonenpanels bringen zahlreiche Befun-
de zu den aktuellen AfD-Wählenden hervor und 
offenbaren einige bemerkenswerte Entwicklungen 
in der betrachteten Zeitspanne zwischen 2020 und 
2023. Im Folgenden werden sie nochmals in vier 
Schritten zusammengefasst und diskutiert.

5.1	 Wer sind die AfD-Wählenden? 

In den dargestellten Befunden lassen sich einige 
deutliche Auffälligkeiten unter Wählenden der AfD 
erkennen. Soziodemografisch sind häufiger Män-
ner als Frauen, häufiger Ost- als Westdeutsche, 
häufiger Menschen ohne Abitur und mit geringen 
bis mittleren Haushaltseinkommen unter den AfD-
Wählenden zu finden. Zudem geben überdurch-
schnittlich häufig Personen zwischen 30 und 49 
Jahren an, AfD zu wählen.  

Auffällig ist zudem der hohe Anteil an 
Arbeiter*innen unter AfD-Wählenden sowie der Be-
fund, dass AfD-Wählende bezogen auf zahlreiche 
Bereiche von schlechteren Arbeitsbedingungen be-
richten als Wählende anderer Parteien. Als beson-
ders ausgeprägt erscheint die Differenz beim The-
ma Anerkennung – sowohl in Form des als nicht an-
gemessen empfundenen Lohns als auch der häufig 
nicht wertgeschätzten Leistung durch Vorgesetzte 
und den Arbeitgeber. Wie auch schon in vorheri-
gen Studien bestätigt sich hier somit, dass die Be-
dingungen unter denen Menschen arbeiten und die 
Anerkennung, die sie daraus gewinnen (oder eben 
nicht gewinnen) können, nicht unerheblich für das 
Abwenden von demokratischen Idealen, Prozessen 
und Parteien ist.

Als eine der zentralen Merkmale unter AfD-Wäh-
lenden erweist sich ihr äußerst geringes institutio-
nelles Vertrauen. Nicht nur in die Bundesregierung 
und öffentlich-rechtliche Medien ist dies äußerst 
gering, sondern auch in andere Institutionen deut-
lich unterdurchschnittlich. Einzig ihr Vertrauen in 
die von ihnen gewählte Partei ist im Vergleich zu 
Wählenden anderer Parteien relativ hoch, sodass 
viele als überzeugte AfD-Wählende bezeichnet 
werden können.

Bemerkenswert ist zudem das konstant sehr 
hohe Sorgen- und Belastungslevel, das AfD-Wäh-
lende in den letzten drei Jahren angegeben haben. 
So gaben AfD-Wählende zuletzt bei neun von zehn 
erfragten Themenbereichen signifikant häufiger 
große Sorgen an als Wählende anderer Parteien – 
und zwar sowohl bei finanziellen und beruflichen 
als auch bei gesellschaftlichen Themen.

Betrachtet man die Themen, die jetzige AfD-
Wählende kurz nach der Bundestagswahl 2021 
als wichtig erachteten, zeigt sich vor allem bei der 
enorm hohen Zustimmung zur Zuwanderungsbe-
grenzung eine erhebliche Differenz zu Wählenden 

anderer Parteien. Die drei erfragten Themen, die 
ansonsten noch mit erheblichen Abweichungen zu 
anderen Wählenden auffielen, sind die geringe Be-
deutung der Bekämpfung des Klimawandels und 
der Stärkung der EU sowie der Umgang mit der 
Pandemie.

In detaillierten Analysen zu Einstellungen wäh-
rend der Pandemie wird deutlich, wie abweichend 
die jetzigen AfD-Wählenden auf die Pandemie ge-
blickt haben. Nicht nur waren sie in erheblichem 
Ausmaß unzufrieden mit dem Krisenmanagement 
der Bundesregierung, sie hielten auch die Ein-
schränkungen mehrheitlich für unberechtigt und für 
eine Bedrohung der Demokratie. Dies resultierte bei 
nicht wenigen von ihnen in einem erheblichen Wi-
derstand, der sich sowohl in der Unterstützung der 
Proteste gegen die Einschränkungen äußerte als 
auch im Teilen verschwörerischer Ansichten über 
das Virus und seine Herkunft oder im Missachten 
der Verhaltensregeln zur Eindämmung des Virus. 

Als ähnlich abweichend erscheint auch ihr Blick 
auf den Krieg in der Ukraine. Die überwältigende 
Mehrheit – nämlich sechs von sieben AfD-Wäh-
lenden – äußerte Unzufriedenheit mit dem Krisen-
management der Bundesregierung. Fast die Hälfte 
der AfD-Wählenden denkt, dass die NATO Russ-
land zum Krieg mit der Ukraine „provoziert“ hat 
und auch Verschwörungserzählungen in Bezug 
auf den Ukraine-Krieg finden unter ihnen deutlich 
mehr Anklang als unter Wählenden anderer Partei-
en. Schließlich wird deutlich, welch pessimistische 
bis ablehnende Ansichten und Haltungen AfD-
Wählende gegenüber Geflüchteten aus der Ukraine 
hegen. Diese waren bereits zu Beginn des Angriffs-
kriegs auf die Ukraine ausgeprägt und haben sich 
anschließend weiter verstärkt. Zuletzt stimmten 
drei von vier AfD-Wählenden zu, dass sich Geflüch-
tete aus der Ukraine hier in Deutschland „erstmal 
hintenanstellen“ sollten.  

5.2	 Was zeigen die Wähler*innen-
Wanderungen zur AfD?

Um Hinweise zur Beantwortung dieser Frage 
zu bekommen, wurde zunächst detailliert die 
Wähler*innen-Wanderung betrachtet. Hierbei fiel 
auf, dass unter den Parteien, die seit der Bundes-
tagswahl 2021 die meisten Wählenden an die AfD 
verloren haben, mit der FDP (zwölf Prozent) und 
der SPD (neun Prozent) sowohl Parteien der Am-
pelregierung als auch die Unionsparteien (zehn 
Prozent) vertreten sind. Insgesamt gaben 23 Pro-
zent der aktuellen AfD-Wählenden an, bei der Bun-
destagswahl noch für eine der drei Ampelparteien 
gestimmt zu haben. Dies deutet darauf hin, dass 
die AfD in nicht unbeträchtlichem Ausmaß Wäh-
lende für sich gewinnen konnte, die sich enttäuscht 
von einer der drei Ampelparteien abgewendet ha-
ben. Auffällig ist hierbei, dass die SPD – anders als 
die FDP – die meisten dieser Wählenden bereits im 
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ersten Jahr nach der Bundestagswahl verlor und 
seit November 2022 wohl kaum noch Verluste an 
die AfD zu verzeichnen hatte. Gleichzeitig wird bei 
der Betrachtung der Neuwählenden der AfD deut-
lich, dass die AfD hier insbesondere zuletzt von den 
Unionsparteien Wanderungsgewinne verzeichnen 
konnte. Rund jede und jeder Dritte aktuelle AfD-
Neuwählende gab zuvor noch an, CDU / CSU wäh-
len zu wollen. 

Kurz zusammengefasst deuten die Befunde zu 
den Wähler*innen-Wanderungen in diesem Be-
richt darauf hin, dass die SPD und die FDP seit der 
Bundestagswahl in nicht unbeträchtlichem Aus-
maß enttäuschte Wählende an die AfD verloren ha-
ben und diese Abwanderungen von der SPD kaum 
noch zuletzt stattfanden. Zur Erklärung der großen 
Zuwächse der AfD in den letzten Monaten erschei-
nen die Abwanderungen von der CDU / CSU jedoch 
als deutlich relevanter. Dies lässt sich durchaus als 
Bestätigung der eingangs erläuterten und in an-
deren Studien (z. B. Krause et al. 2022) gezeigten 
Aufwertungs- und Normalisierungsprozesse des 
„Mainstreamings“ interpretieren, von denen jedoch 
nicht die etablierten demokratischen Parteien – in 
diesem Fall die Union – profitieren. 

Zur Frage, woher die zuletzt zur AfD gewechsel-
ten Befragten politisch kommen, sind zudem zwei 
Befunde erwähnenswert: Zum einen, dass darun-
ter auch ehemalige Wählende der Grünen zu finden 
sind, die sonst kaum bis gar nicht unter den AfD-
Wählenden auftreten und die AfD damit zuletzt of-
fenbar Neuwählende aus Gruppen gewinnt, die sie 
zuvor nicht erreicht hat. Zum anderen fällt auf, dass 
die AfD ihre Neuwählenden zu einem Großteil aus 
Befragten gewinnt, die bei der Bundestagswahl 
2021 noch eine der fünf etablierten demokratischen 
Parteien wählte – und nicht etwa zu einem Großteil 
aus Befragten, die schon seit Langem keine demo-
kratische Partei mehr wählen.

5.3	 Wer sind diejenigen, die erst kürzlich zur 
AfD gewechselt sind? 

In den präsentierten Ergebnissen wurde die Grup-
pe der AfD-Neuwählenden besonders in den Fo-
kus gestellt – also diejenigen, die zum jüngsten 
Befragungszeitpunkt das erste Mal angaben, AfD 
wählen zu wollen. Soziodemografisch fallen diese 
erst kürzlich zur AfD gewechselten Befragten mit 
einigen Besonderheiten auf. Im Vergleich zu etab-
lierteren Wählendengruppen der Partei gilt für die 
AfD-Neuwählenden, dass sie stärker unter Frauen 
und seltener unter Eltern und mittelalten Befrag-
ten zu finden sind. Auffällig ist zudem, dass sie 
bezüglich ihrer Bildungsabschlüsse und ihrer Ein-
kommenssituation eher Wählenden anderer Partei-
en als Stammwählenden der AfD ähneln, welche 
sich stärker aus Befragten ohne hohe Bildungsab-
schlüsse und mit mittleren und geringen Einkom-
men zusammensetzen.   

Bezüglich der Arbeitssituation zeigen sich vie-
le Überschneidungen zwischen den Neu- und 
den Stammwählenden der AfD. Beide Gruppen 
setzen sich z. B. überdurchschnittlich häufig aus 
Arbeiter*innen zusammen und auch Neuwählen-
de berichten ähnlich wie etabliertere Wählende 
der AfD unterdurchschnittlich häufig von guten 
Arbeitsbedingungen – insbesondere von einem si-
cheren Arbeitsplatz oder Anerkennung. Anders als 
unter Stammwählenden der AfD ist jedoch unter 
AfD-Neuwählenden der Anteil der Befragten ohne 
Tarifvertrag überdurchschnittlich. 

Hinsichtlich des Misstrauens in die Bundesre-
gierung zeigt sich, dass die AfD-Neuwählenden 
den etablierteren AfD-Wählergruppen in nichts 
nachstehen, da auch unter ihnen die überwäl-
tigende Mehrheit (neun von zehn) kaum bis gar 
kein Vertrauen mehr in die Ampel-Regierung äu-
ßert. Etwas besser sieht es da für das Vertrauen 
in andere Institutionen, wie beispielsweise die 
öffentlich-rechtlichen Medien, aus, die zwar auch 
von einer großen Mehrheit der AfD-Neuwählenden 
mit Misstrauen belegt werden, nicht jedoch in dem 
Ausmaß wie beispielsweise unter AfD-Stamm-
wählenden. Große Differenzen zeigen sich dann 
jedoch beim Vertrauen in die AfD: Dieses ist unter 
den Neuwählenden der Partei deutlich unterdurch-
schnittlich ausgeprägt. Unter den Neuwählenden 
gibt es mehr Befragte, die geringes Vertrauen äu-
ßern als Befragte, die hohes Vertrauen in die AfD 
äußern. Dies mag sicherlich auch in ihrem noch 
recht jungen Parteibekenntnis begründet sein, 
also damit zu tun haben, dass diese Befragten erst 
kürzlich zur AfD wechselten. Gleichzeitig ist dieser 
relativ hohe Anteil, der von der Partei wenig über-
zeugt ist, eventuell ein Grund zur Hoffnung, dass 
hier einige Befragte den Weg zurück zu demokrati-
schen Parteien finden.

Bezüglich der Sorgen und Belastungen sind die 
Ähnlichkeiten der AfD-Neuwählenden mit etab-
lierteren AfD-Wählenden groß, da auch sie hoch-
besorgt und hochbelastet sind – insbesondere im 
finanziellen Bereich. Auffällig unter AfD-Neuwäh-
lenden ist zudem das außerordentlich hohe Aus-
maß an Sorgen um den sozialen Zusammenhalt. 
Hier scheint das latente Gefühl einer immer weiter 
auseinanderdriftenden Gesellschaft offenbar sehr 
zu verfangen und zu besorgen. Ein besonders rele-
vanter Grund zur Besorgnis scheint in dem Zusam-
menhang die Zuwanderung darzustellen, die aus 
ihrer Sicht unbedingt begrenzt werden muss. In 
dieser äußerst geschlossenen Ablehnung weiterer 
Zuwanderung besteht große Übereinstimmung mit 
etablierteren AfD-Wählenden und gleichzeitig gro-
ße Abweichung zu vielen Wählenden anderer Par-
teien. Interessanterweise sind die thematischen 
Übereinstimmungen der vielen AfD-Neuwählen-
den in anderen AfD-Positionen bei weitem nicht 
so deutlich ausgeprägt. Beispielsweise wurde die 
Stärkung der EU oder die Bekämpfung des Klima-
wandels unter AfD-Neuwählenden noch deutlich 
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häufiger als wichtiges politisches Ziel genannt als 
unter Stammwählenden der AfD.

5.4	 Was könnte den Wechsel zur AfD 
unterstützt haben? Ein Versuch einer 
zeitlichen Rekonstruktion

Um auf diese Frage Antworten zu finden, wurden 
die zeitlichen Entwicklungen betrachtet, die an-
hand der Panelstruktur der Daten nachgezeichnet 
werden konnten. Bezüglich des unter AfD-Wählen-
den enormen Misstrauens in die Bundesregierung 
und in öffentlich-rechtliche Medien lässt sich un-
ter den zuletzt zur AfD abgewanderten Befragten 
nachzeichnen, wie im Laufe der letzten 20 Monate 
immer mehr von ihnen Vertrauen verloren haben. 

Auch die Analysen der Entwicklung des Sorgen-
ausmaßes bringt hier einige Erkenntnisse zu Tage. 
Sie zeigen, dass die jetzigen AfD-Neuwählenden 
bereits zu Beginn der Pandemie ein überdurch-
schnittlich hohes Ausmaß an Sorgen äußerten, 
dass auf sehr vergleichbarem Niveau mit Gruppen 
lag, die bereits zu dem Zeitpunkt AfD wählten. In 
den darauffolgenden rund anderthalb Jahren der 
Pandemie lag deren Sorgenlevel bezüglich gesell-
schaftlicher Themen zwar weiterhin über dem von 
Wählenden anderer Parteien, jedoch deutlich un-
ter dem etablierterer AfD-Wählender. Mit anderen 
Worten: In den ersten Phasen der Pandemie zeig-
ten sich die jetzigen AfD-Neuwählenden für viele 
Themen noch nicht so hochbesorgt. Erst im Früh-
jahr 2022 im Zuge des russischen Angriffs auf die 
Ukraine und deren Auswirkungen schnellten die 
Sorgenwerte der jetzigen AfD-Wählenden auf ein 
Niveau von etablierteren AfD-Wählenden. Diejeni-
gen, die erst vor kurzem zur AfD wechselten blick-
ten also lange Zeit nicht ganz so negativ auf die 
Gesellschaft und die wirtschaftliche Entwicklung 
wie sie es jetzt tun und wie dies etabliertere AfD-
Wählende damals schon taten. Wichtig hierbei: 
Das gilt vor allem für die gesellschaftlichen Sorgen; 
ihre Sorgen um die eigene, individuelle Situation 
war in den letzten drei Jahren ähnlich stark aus-
geprägt wie unter etablierteren AfD-Wählenden. 
Diejenigen, die zuletzt zur AfD wechselten, berich-
teten bereits vor dem starken Anstieg der Inflation 
im Jahr 2022 überdurchschnittlich häufig davon, 
finanziell belastet zu sein – nur entschieden sie 
sich damals noch nicht dazu, AfD zu wählen. Das 
heißt jedoch keineswegs, dass die eigenen finan-
ziellen Belastungen keine Rolle für die Parteiwahl 
spielen müssen. Es ist sehr wohl möglich, dass der 
enorme Anstieg finanzieller Sorgen – auch unter 
AfD-Wählenden – seinen Anteil daran hatte, dass 
sich Viele von etablierten demokratischen Parteien 
abgewendet haben.

Schließlich hilft der Blick auf die beiden gro-
ßen Themenblöcke Pandemie und Ukraine-Krieg, 
um die Abkehr der zuletzt zur AfD abgewanderten 
Wählenden nachzuzeichnen. Bezüglich der Pan-

demie wird sehr deutlich, dass diese weniger als 
Auslöser zum Rechtsdrift erscheint – zumindest 
nicht in den ersten anderthalb Jahren der Pande-
mie. Hier waren die meisten der jetzigen AfD-Neu-
wählenden noch einverstanden und sind weitge-
hend solidarisch den vorgeschlagenen Weg mit-
gegangen, wie beispielsweise an der hier geringen 
Impfverweigerungsquote oder dem geringen An-
teil derer, die angaben, sich nicht an die Verhal-
tensregeln zu halten, deutlich wird. Gleichzeitig ist 
aber erwähnenswert, dass sich unter den jetzigen 
AfD-Neuwählenden zu einem späteren Zeitpunkt 
der Pandemie – Anfang 2022 – im Zuge der Un-
zufriedenheit mit weiteren politischen Themen der 
Blick auf das Pandemie-Krisenmanagement deut-
lich eintrübte.

Der Blick auf den Krieg in der Ukraine offenbart 
dann schon abweichendere Einstellungen unter 
den jetzigen AfD-Neuwählenden im Vergleich zu 
Wählenden anderer Parteien. Hier werden einer-
seits überdurchschnittlich häufig die Russland-
freundliche Deutung der Kriegsschuld sowie Ver-
schwörungserzählungen zum Krieg geteilt und 
eine sehr große Unzufriedenheit über das Krisen-
management der Bundesregierung geäußert. An-
dererseits wird augenscheinlich, wie groß und 
auch ansteigend die Zustimmung zu ablehnenden 
Einstellungen gegenüber Geflüchteten aus der Uk-
raine ist. Hierbei bestätigt sich die sehr große Be-
deutung des Themas Zuwanderungsbegrenzung 
unter AfD-Wählenden insgesamt, aber auch nur 
geringfügig weniger unter denen, die erst zuletzt 
zur AfD wechselten.

Abschließend lässt sich daher sagen, dass auch 
dieser Bericht eines ganz klar zeigt: Wer AfD wählt, 
macht dies nicht trotz, sondern wegen ihrer mig-
rationsfeindlichen Positionen. AfD-Wählende, die 
sich enttäuscht von etablierteren demokratischen 
Parteien abwenden und gleichzeitig nicht die rech-
ten Positionen der AfD in Migrationsfragen teilen, 
finden sich kaum in den Daten. Besonders deut-
lich wird dies an dem Wert, dass 95 Prozent der 
jetzigen AfD-Wählenden die Begrenzung der Zu-
wanderung nach Deutschland bei der Bundestags-
wahl 2021 als wichtiges Thema angegeben haben. 
Gleiches gilt auch für die jetzigen AfD-Neuwählen-
den, da unter ihnen die Zuwanderungsbegrenzung 
ebenfalls eine überwältigende Wichtigkeit zuge-
sprochen bekommt – und das bereits vor knapp 
zwei Jahren. Die Daten deuten also eindeutig dar-
auf hin, dass sich die neu hinzugewonnen Wählen-
den in ihren Einstellungen beim Thema Zuwande-
rung nicht wesentlich von ihren etablierteren, häu-
fig fremdenfeindlichen Wählenden unterscheiden. 
Es ist davon auszugehen, dass die stark verbreitete 
Sorge um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
unter AfD-Wählenden also vermutlich auf einem 
sehr homogenen und exkludierenden Bild der Ge-
sellschaft beruht.

Die nicht selten verbreitete These, die AfD wer-
de nur aus Protest gewählt, ohne dass eine große 
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inhaltliche Übereinstimmung vorliegen würde, er-
scheint aber auch vor dem Hintergrund eines wei-
teren Befundes als eher selten zuzutreffen: AfD-
Wählende äußern in bemerkenswerter Breite ho-
hes Vertrauen in die Partei (46 Prozent) – übertrof-
fen wird dieser Wert lediglich von Anhänger*innen 
der Grünen. Auch die Befunde zum Anteil derer, 
die nur geringes Vertrauen in die Partei haben be-
stätigt dies. Ein geringes Vertrauen in die eigene 
Partei ließe sich als Indiz dafür deuten, dass es 
sich hierbei um Protestwählende handelt, die ei-
gentlich kaum mit den inhaltlichen Positionen der 
Partei übereinstimmen. Der Anteil von AfD-Wäh-
lenden, die nur geringes Vertrauen in die Partei 
haben, ist jedoch kaum höher als bei den meisten 
anderen Parteien. 

Einzig der Befund, dass unter Neuwählenden 
der AfD das Vertrauen in die Partei deutlich un-
terdurchschnittlich ist, deutet zumindest in dieser 
Gruppe darauf hin, dass hier noch einige Wählen-
de zu finden sind, die noch nicht komplett von der 
AfD überzeugt sind. Diese Wählenden gilt es mit 
anderen als mit migrationsfeindlichen Positionen 
anzusprechen – mit Positionen, die im Stande sind, 
ihre sozialen und finanziellen Sorgen abzumildern. 
Gute Politik, die Probleme und empfundene Unge-
rechtigkeiten angeht und löst, kann dafür sorgen, 
dass Menschen wieder Vertrauen in die Politik fas-
sen. Wenn aber öffentliche Infrastruktur häufig 

nicht funktioniert oder (bezahlbarer) Wohnraum in 
vielen Regionen ausgesprochen knapp ist und hier 
tatsächliche Konkurrenzsituationen mit zugewan-
derten Personen entstehen, wenn unzureichend 
Geld zur Verfügung gestellt wird, um ankommen-
de Menschen erfolgreich zu integrieren, ist all das 
Wasser auf die Mühlen der politischen Akteure, die 
weiteres Misstrauen in demokratische Institutionen 
schüren und einheimische gegen geflüchtete Men-
schen aufbringen wollen. Austeritätspolitik – in 
Zeiten derartiger politischer und gesellschaftlicher 
Herausforderungen – wie sie derzeit vom Bundes-
finanzminister vorgegeben wird, erscheint vor die-
sem Hintergrund als ein sehr gefährlicher Weg. 

Die Sparvorgaben drohen jedoch noch in einem 
anderen Bereich ihre destruktive Wirkung zu ent-
falten: Die angekündigten erheblichen Sparpläne 
im Bereich der politischen und demokratischen 
Bildung erscheinen als fatales Zeichen in einer Zeit, 
in der sich mehr und mehr Menschen von Demo-
kratie abwenden. Für Demokratie braucht es Ver-
ständnis; demokratische Praktiken und Kompeten-
zen müssen eingeübt werden. Es braucht Engage-
ment und das Mitmachen – dazu braucht es Men-
schen, die Gelegenheiten bekommen, mitmachen 
zu können, aber auch Menschen, die mitmachen 
wollen. Eine funktionierende und lebendige Demo-
kratie braucht mündige Demokrat*innen, die sich 
für sie einsetzen. 
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